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Ausschuss für Haushaltskontrolle 
 
 
34. Sitzung (öffentlicher Teil)1 

17. März 2026 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:31 Uhr bis 15:25 Uhr 

15:32 Uhr bis 15:38 Uhr 

 

Vorsitz:  Rainer Schmeltzer (SPD) 

Protokoll: Dr. Alexander Happ 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 25: Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandgebäuden – 
sind die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[siehe Anlage 1]) 8 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4637 

  

 
1 nichtöffentlicher Sitzungsteil mit der Fortsetzung der Debatte zu TOP 13 siehe nöAPr 18/124 
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Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4856 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 26: Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschafts-
betrieb Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe 
Anlage 2]) 9 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4638 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 21: Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen Personennahver-
kehr: Endstation Ausgabereste (Beschlussvorschlag der Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 3]) 10 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4774 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 22: Fuhrparkmanagement des Landesbetriebes Straßenbau 
Nordrhein-Westfalen – Planung, Steuerung und Überwachung des Fahr-
zeug- und Großgeräteeinsatzes muss verbessert werden (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[siehe Anlage 4]) 11 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4775 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 29: Besteuerung von Corona-Hilfen nicht sichergestellt (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[siehe Anlage 5]) 12 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4776 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 30: Hohe Fehlerquote bei Beiträgen zu Versorgungswerken – 
selbst bei Steuerprofis (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 6]) 13 

Vorlage 18/4088 
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Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4757 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 

7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 31: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfüllt seine 
Mitteilungspflichten gegenüber Finanzbehörden nicht (Beschlussvor-
schlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[siehe Anlage 7]) 14 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4758 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

Im Ausschuss erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag 
von Simon Rock (GRÜNE), das Wort „nunmehr“ im letzten Ab-
satz des Beschlussvorschlags durch „ebenfalls“ zu ersetzen. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag in der soeben 
geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Enthaltung der 
SPD-Fraktion zu. 

8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 12: Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau 15 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4891 

– Wortbeiträge 
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9 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 16: Ein (Hochschul-) Rat für alle Fälle? 18 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4893 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

10 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 17: Neues Forschungsinstitut – koste es, was es wolle 25 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4894 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

11 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 23: Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die 
Zukunft möglich 28 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4895 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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12 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 13: Bei Anruf Geld: Das Innovation Lab beim Landesamt für 
Zentrale Polizeiliche Dienste 32 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4892 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

13 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 24: Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirt-
schaftlichkeit! (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP sowie Schreiben an den Vorsitzenden siehe Anlagen 
8 und 9) 44 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

Berichte 
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/176 
Vertrauliche Vorlage 18/183 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD bei Enthaltung der SPD-Fraktion zu. 

14 Verschiedenes 46 

hier: Zur Ausschussreise nach Wien und Graz vom 13. bis zum 16. April 
2026 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Simon Rock (GRÜNE) regt an, den Beitrag 24 in TOP 13 ausschließlich öffentlich zu 
behandeln. – Vorsitzender Rainer Schmeltzer erwidert, dass über die zu diesem 
TOP eingebrachten Anträge nichtöffentlich abgestimmt werden müsse. 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 25: Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandgebäuden – sind 
die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 1]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4637 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4856  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 26: Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? (Beschlussvorschlag der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 2]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4638  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 21: Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr: 
Endstation Ausgabereste (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 3]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4774  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 22: Fuhrparkmanagement des Landesbetriebes Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen – Planung, Steuerung und Überwachung des Fahrzeug- 
und Großgeräteeinsatzes muss verbessert werden (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 4]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4775  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 29: Besteuerung von Corona-Hilfen nicht sichergestellt (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe 
Anlage 5]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4776  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 30: Hohe Fehlerquote bei Beiträgen zu Versorgungswerken – selbst 
bei Steuerprofis (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 6]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4757  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 31: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfüllt seine Mit-
teilungspflichten gegenüber Finanzbehörden nicht (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 7]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4758 

LMR Christof Taube (LRH) berichtet: 

Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erlauben Sie mir, rein 
vorsorglicher Natur einen ganz kurzen Hinweis zu dem Beschlusstext zu geben, und 
zwar zu dem letzten Absatz. Dieser könnte aus meiner Sicht möglicherweise so 
verstanden werden, als ob die KfW bei den Förderprogrammen an die Stelle der 
BAFA treten, die BAFA also ausscheiden würde. Ich möchte an dieser Stelle klar-
stellen: Das ist nicht der Fall.  

Die KfW ist zwar seit dem 1. Januar 2024 hinzugekommen und fördert bestimmte 
Einzelmaßnahmen, die BAFA ist aber weiterhin zuständig für andere Fördermaßnah-
men und dementsprechend im Hinblick auf die Problematik immer noch relevant. 

Im Ausschuss erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag 
von Simon Rock (GRÜNE), das Wort „nunmehr“ im letzten Ab-
satz des Beschlussvorschlags durch „ebenfalls“ zu ersetzen. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag in der soeben 
geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Enthaltung der 
SPD-Fraktion zu. 
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8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 12: Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4891  

Der in Rede stehende Einzelfall zeichne sich durch unterschiedliche Auffassungen be-
züglich der angemessenen Höhe von Rückforderungen gegenüber einer Kommune aus, 
die gegen geltendes Vergaberecht verstoßen habe: Während die Staatskanzlei eine 
Rückforderung in Höhe von 5 % der Fördersumme für ausreichend erachte, hätten es 
laut Landesrechnungshof mindestens 25 % sein müssen, so Simon Rock (GRÜNE). 

Ausgehend davon, dass Prüfungen des LRH auch dazu dienten, politische Schlussfol-
gerungen für zukünftige, vergleichbare Fällen zu ziehen, müsse im vorliegenden Fall 
beachtet werden, dass sich zwischenzeitlich Änderungen der rechtlichen Grundlage 
auf der Landesebene ergeben hätten bzw. solche auf der Bundesebene anständen. 
Der Anfang des Jahres 2026 in Kraft getretene § 75a Gemeindeordnung NRW habe zu 
einer weitgehenden Liberalisierung des nordrhein-westfälischen Vergaberechts geführt. 
Darüber hinaus finde im Bund eine Diskussion über eine Reform des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen statt. Unter anderem gehe es dabei um eine erleichterte 
Zusammenfassung von Teillosen in einem einzigen Los nach § 97 Abs. 4 GWB. 

Dirk Wedel (FDP) wünscht seitens des Ministeriums der Finanzen zu erfahren, ob und 
gegebenenfalls warum der im letzten Absatz auf Seite 2 der aktualisierten Sachstands-
darstellung in Vorlage 18/4891 genannte Runderlass des FM vom 18. Dezember 2003 
ersatzlos entfallen sei. 

Der Landesrechnungshof könne laut aktualisierter Sachstandsdarstellung nicht beur-
teilen, ob die Bewilligungsbehörde ihre Entscheidung unter Berücksichtigung etwa der 
in Fußnote 3 auf Seite 2 der genannten Vorlage referenzierten Gerichtsurteile ermes-
sensfehlerfrei getroffen habe, da ihm das Anhörungsschreiben, die Stellungnahme der 
Kommune sowie die Ermessensentscheidung und der Rückforderungsbescheid der 
Bewilligungsbehörde noch nicht vorlägen. Der LRH möge mitteilen, ob er die geforder-
ten Dokumente inzwischen erhalten habe.  

Weiterhin bitte er die Staatskanzlei um eine Einschätzung hinsichtlich der Einschlägig-
keit der in Fußnote 3 auf Seite 2 der genannten Vorlage referenzierten Gerichtsurteile 
mit Blick auf den vorliegenden Fall. 

In den seitens des Landesrechnungshofs vorgenommenen Soll-Ist-Vergleichen be-
trachte dieser die geltende Rechtslage während des geprüften Zeitraums unabhängig 
von etwaigen seitdem erfolgten Änderungen, erläutert LMR Thomas Hilden (LRH). 
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Im konkreten Fall seien die Vorgaben des Zuwendungsbescheids gegenständlich. 
Seitdem geänderte Gesetze führten daher in zukünftigen Prüfungen durch den LRH 
zu einem anderen Soll- und möglicherweise auch zu einem anderen Ist-Zustand. Hier-
durch wiederum ergäben sich potenziell andere Prüfungsergebnisse.  

Der mehr als 17 Jahre lang gültige Runderlass des FM aus dem Jahr 2003 – er sei 
nach seiner Kenntnis inzwischen ersatzlos gestrichen worden – fungiere als Grundlage 
für das stattfindende Verwaltungshandeln, wie auch anhand der angesprochenen Ge-
richtsurteile festgestellt werden könne. Demnach sei auch die Prüfung durch den LRH 
anhand dieses Runderlasses erfolgt. Er stelle die Basis dafür dar, bei einem so 
schwerwiegenden Vergabeverstoß wie im vorliegenden Fall einen Kürzungsbetrag in 
Höhe von 25 % oder gegebenenfalls weniger anzusetzen.  

Zu den genauen Modalitäten der Festlegung des Kürzungsbetrags könne er keine An-
gaben machen, da dem LRH die angesprochenen Dokumente bislang nicht vorlägen. 
Unabhängig davon bestehe zwischen dem LRH und der Staatskanzlei ein konstrukti-
ves Miteinander. 

MR Lothar Kroll (FM) sagt zu, die Frage an die zuständige Fachabteilung des Minis-
teriums der Finanzen weiterzuleiten. – Vorsitzender Rainer Schmeltzer bittet um 
eine Antwort in Form eines schriftlichen Berichts im Vorfeld der der nächsten regulären 
Ausschusssitzung am 5. Mai 2026. 

MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) bekräftigt, dass zwischen Staatskanzlei und Lan-
desrechnungshof trotz in diesem Fall unterschiedlicher Auffassungen eine gute Zu-
sammenarbeit vorherrsche. 

Aus verwaltungsinternen Gründen habe die Bezirksregierung Düsseldorf die angespro-
chenen Dokumente bislang nicht an die Staatskanzlei übersandt, weshalb sie auch 
noch nicht an den LRH hätten weitergeleitet werden können. Die hierfür bestehende 
Frist bis zum kommenden Wochenende werde jedoch voraussichtlich eingehalten. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer erbittet die Zuleitung der Antwort der Staatskanzlei 
an den LRH an den Ausschuss für Haushaltskontrolle. 

Marc Blondin (CDU) interessiert, welche Schlussfolgerungen der Landesrechnungs-
hof aus der vorliegenden Prüfung für die zukünftige Ausgestaltung von Förderprogram-
men insbesondre im Hinblick auf die Vergabe, auf die Kontrolle, auf die Beratung der 
Kommunen und auf klare Vorgaben zur Anwendung der Vergabegrundsätze ziehe. 

LMR Thomas Hilden (LRH) unterstreicht, dass die Prüfungen des Landesrechnungs-
hofs auf der Basis des während des Prüfungszeitraums geltenden Rechts erfolgten.  

Im vorliegenden Fall habe die Bezirksregierung als Bewilligungsbehörde einen Zuwen-
dungsbescheid erlassen, in dem neben den ANBest-G, den Allgemeinen Nebenbestim-
mungen für Zuwendungen zur Projektförderung an Gemeinden, auch die kommunalen 
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Vergabegrundsätze und die VOB/A, die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen Teil A, als notwendige Vergaberichtlinien aufgeführt würden. 

Wenn aufgrund des ab dem Jahr 2026 geänderten GFG und der damit geänderten 
kommunalen Gemeindeordnung der Übergang von den ANBest-G zu den kommuna-
len Vergabegrundsätzen nicht länger bestehe, müsse dies im Hinblick auf die zukünf-
tige Sportstättenförderung und entsprechende Zuwendungsbescheide berücksichtigt 
werden. Hierauf werde der LRH in kommenden Prüfungen achten. 

Frank Börner (SPD) fragt, warum die Landesregierung einen nachträglich erhöhten 
Eigenanteil der Kommune als entlastenden Umstand bewerte, obwohl das Risiko von 
Baukostensteigerungen nach Auffassung des Landesrechnungshofs bei den Kommu-
nen liege. 

Außerdem wünsche er zu erfahren, ob nach Ansicht der Landesregierung von gerin-
gen Rückforderungen eine Signalwirkung ausgehe.  

Weiterhin bitte er um Mitteilung vergleichbarer Fälle aus den vergangenen Jahren, in 
denen die Höhe der Rückforderungen deutlich unter der eigentlich üblicheren Kürzung 
gelegen habe. 

Nachdem die Staatskanzlei unterschiedliche seitens der Bezirksregierung Düsseldorf 
gegenüber der Kommune geäußerte Entlastungsgründe zunächst anerkannt habe, 
stehe die finale Begründung für die Ermessensentscheidung seitens der Bezirksregie-
rung noch aus, entgegnet MR Detlef Berthold (Staatskanzlei). Da sie jedoch zeitnah 
erwartet werde, dürfte die Staatskanzlei fristgerecht hierüber berichten können. 

Bei dem in Rede stehenden Vergabeverstoß einer Kommune handle es sich um einen 
Einzelfall – dementsprechend gebe es keine vergleichbaren Fälle –, von dem nach 
Einschätzung der Staatskanzlei keine Signalwirkung ausgehe. Die Kommunen beach-
teten vergaberechtliche Vorgaben üblicherweise; deren Mitteilung erfolge per Zuwen-
dungsbescheid. Gleichzeitig verweise er auf die in Veränderung befindliche Rechts-
lage im Land und im Bund. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer bittet um Beschlussvorschläge zu diesem Beitrag 
bis zum 30. April 2026. 
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9 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 16: Ein (Hochschul-) Rat für alle Fälle? 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4893 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho: Herr Vorsitzender! Meine Da-
men und Herren! Ich würde gerne ein paar Sätze zur Einführung in diese Prüfung sagen. 

Wir haben uns mit der Tätigkeit der Hochschulräte an sechs Universitäten befasst, also 
nicht an den Fachhochschulen. Die Prüfung fügt sich in eine gewisse Linie von Prüfung 
ein, in denen wir uns mit den Binnenkontrollmechanismen der Hochschulen befasst 
haben: Wir haben vor einigen Jahren die Innenrevision geprüft, wir prüfen aktuell das 
Risikomanagement der Hochschulen, und auch die Hochschulräte sind ein wesentli-
cher Faktor der Binnensteuerung und Kontrolle innerhalb der Hochschulen.  

Wir haben uns mit drei Fragen befasst, nämlich erstens mit der Frage, ob die Hoch-
schulräte die ihnen gesetzlich aufgetragenen Aufgaben erfüllt haben – das war der 
Schwerpunkt der Prüfung –, zweitens, ob wir aus der Praxis der verschiedenen Hoch-
schulräte Betätigungsmuster bzw. Vorgehensweisen ermitteln können, die wir als Best 
Practice für andere Hochschulräte definieren und diese jenen auch mit der Bitte hätten 
mitteilen können, sich zu überlegen, ob man dem folgt, und schließlich drittens mit der 
Frage, ob Änderungen der bestehenden gesetzlichen Regelungen angezeigt sind – es 
geht um Streichungen oder Ergänzungen –, die die Arbeit der Hochschulräte vielleicht 
vereinfachen könnten.  

Die einzelnen Ergebnisse sind in dem Bericht dargelegt; ich möchte sie jetzt nicht wie-
derholen. Gestatten Sie mir nur eine generelle Aussage. Nach unserer Wahrnehmung 
erfüllen die Hochschulräte ihre Aufgaben sehr gut. Wir haben mit Blick auf die Ord-
nungsmäßigkeit nur sehr wenige Defizite festgestellt.  

Wenn Sie mir das erlauben: Man muss an dieser Stelle auch hervorheben, dass das 
ehrenamtliche Engagement der Mitglieder der Hochschulräte große Anerkennung ver-
dient. Das gilt vor allen Dingen für die vorsitzenden Personen, eigentlich aber für alle 
Mitglieder in gleicher Weise. – Das nur zur Einordnung.  

Was wir an Ordnungsmäßigkeitsverstößen festgestellt haben, sind vergleichsweise 
überschaubare Dinge. Von allen betroffenen Hochschulräten hat mittlerweile der über-
wiegende Teil zugesagt, die Praxis zu ändern.  

Mit Blick auf die Frage, ob man Dinge aus der Praxis anderer Hochschulräte überneh-
men kann, ist die Diskussion bei den Hochschulräten im Gange, wenn ich das richtig 
mitbekommen habe.  
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Hinsichtlich der Frage der Anpassung gesetzlicher Regelungen hat uns das Ministe-
rium mitgeteilt, dass man sich diesbezüglich im Austausch mit den Vorsitzenden der 
Hochschulräte befinde, dass es aber wohl noch eine Weile dauere und insofern keinen 
Einfluss auf die aktuelle Diskussion um das Hochschulstärkungsgesetz bzw. den ent-
sprechenden Entwurf haben werde. Wie uns mitgeteilt wurde, wird das noch eine 
Weile länger dauern. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Vielen Dank für die einleitenden Worte. Sie haben ge-
sagt, Sie hätten sechs Hochschulräte geprüft. Damit hatten Sie also sechs verschie-
dene Bedingungen vor Ort, weil unsere Hochschullandschaft sehr vielfältig gestaltet 
ist und darauf auch sehr viel Wert legt.  

Daran schließt sich die erste Frage meinerseits an, allerdings nicht an Sie, nicht an 
den Landesrechnungshof, sondern an das MKW, und zwar hinsichtlich der Empfeh-
lung, Untergremien für Finanzangelegenheiten einzuführen. Wie lautet dazu die Be-
wertung seitens des MKW? Sollten diese flächendeckend eingeführt werden? Denn 
das ist der Punkt: Sie haben von der ehrenamtlichen Struktur der Hochschulräte ge-
sprochen, die sehr arbeitsintensiv ist. Wenn sich alle Mitglieder mit den Finanzangele-
genheiten befassen – das ist mit Blick auf die Dimensionen, in denen wir uns mittler-
weile bewegen, nicht einfach –, dann könnte es vielleicht hilfreich sein, das auf ein 
Untergremium zu konzentrieren. Wie steht das MKW dazu? Müssten diese dann nicht 
auch gesetzlich flächendeckend eingeführt werden, um für alle Hochschulen – für alle 
Universitäten, wenn man den Unterschied noch machen möchte – gleiche Bedingun-
gen und gegebenenfalls auch eine Vergleichbarkeit im Hinblick auf die finanziellen 
Strukturen zu schaffen?  

Davon abgesehen würde eine solche Regelung das Ehrenamt, die Gesamtheit der 
Mitglieder des Hochschulrates, entlasten und diese Finanzangelegenheiten auf einen 
kleinen Teil fokussieren. Wenn ich es richtig verstanden habe, würde es aber noch 
nicht die Probleme lösen, die aus dem Zwischenspiel zwischen Hochschulleitung und 
Hochschulrat resultieren, nämlich dass – wenn ich es richtig gelesen habe – zum Teil 
mangelhaft Informationen weitergegeben wurden. Die Frage richtet sich an das MKW, 
aber auch an den Landesrechnungshof, inwiefern dort Prozessoptimierungen stattfin-
den können und schon stattgefunden haben und ob noch weitere Empfehlungen auch 
seitens des Hauses selbst kommen, um in einem kommenden Hochschulgesetz, wie 
auch immer es benannt sein sollte, umgesetzt werden zu können. 

LMR Dr. Hans-Peter Zils (MKW): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren Ab-
geordneten! Ich leite im MKW die Gruppe 11 „Hochschulen“ und nehme gerne Stellung 
zu den beiden Fragen, die ich wahrgenommen habe.  

Zum Untergremium für Finanzangelegenheiten. Sie hatten eben gesagt: um gleiche 
Bedingungen herzustellen. – Die Bedingungen in den Hochschulräten sind aber zum 
Teil ungleich. Das hängt von der personellen Besetzung ab. Es gibt einige, in denen 
sehr viel Sachkompetenz in Finanzfragen im Gremium verteilt ist oder auch beim Vor-
sitzenden gegeben ist. Es gibt andere Hochschulräte, in denen diese Situation nicht 
vorliegt. Daher – so stellt sich das MKW das nach Austausch mit den Hochschulräten 
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vor – haben die Hochschulräte ihre Situation vor Ort ganz anders gestaltet. Einige 
Hochschulräte haben schon seit vielen Jahren ein Untergremium für Finanzangele-
genheiten, was sie ganz unterschiedlich benennen. Andere sagen: Für uns ist das 
keine Option. – Egal, ob ein Untergremium besteht oder nicht: Die Entscheidungen 
des Hochschulrats fallen ohnehin kollegial als Hochschulrat. Das Untergremium hat 
also vorbereitenden Charakter.  

Vor dem Hintergrund dieses Befundes ist aus Sicht des Ministeriums eine Vereinheit-
lichung der Situation nicht angezeigt. Ganz im Gegenteil: Die Situation, dass Hoch-
schulräte einiger Hochschulen ein solches Gremium haben und andere Hochschulen 
solche Gremien nicht benötigen, zeigt, dass eine Vereinheitlichung aus Sicht der 
Hochschulen nicht geboten ist. Auch in der gerade erfolgten Anhörung zum Hoch-
schulstärkungsgesetz ist keine entsprechende Votierung seitens der Hochschulräte 
erfolgt. 

Ich weise darauf hin, dass die Hochschulräte untereinander im Austausch stehen. Alle 
Hochschulräte der Universitäten bilden über ihre Vorsitzenden eine eigenständige 
Konferenz, die sich regelmäßig, mehrfach im Jahr, trifft. Das Gleiche gibt es auch für 
die Hochschulratsvorsitzenden der Hochschulen für Angewandte Wissenschaf-
ten. – Das zu der einen Frage, die Sie eben gestellt haben. Ich kann dazu aber auch 
noch ausführen, falls es weitere Nachfragen gibt.  

Das Thema „mangelnde Information“ war Gegenstand der zweiten Frage. Auch hierbei 
ist es so, dass seitens der Hochschulräte nicht der Wunsch geäußert worden ist, zwin-
gend eine Klärung innerhalb des Gesetzes erfolgen zu lassen. Im Gegenteil: Der In-
formationsfluss zwischen Hochschulleitung, also Rektorat und Präsidien, und Hoch-
schulräten läuft eigentlich ganz gut. Das gilt insbesondere deshalb, weil die Hochschul-
ratssitzungen immer gemeinsam mit den Rektoratsmitgliedern, mit den Präsidiumsmit-
gliedern erfolgen. Es entsteht also schon eine Situation des Informationsaustausches. 
Bisher ist von uns noch nicht festgestellt worden, dass ein Hochschulratsvorsitzender 
von seinem Rektorat, von seinem Präsidium mit einem erheblichen Zeitverzug über 
wichtige Dinge nicht informiert worden ist.  

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho: Zu der auch an mich ge-
richteten Frage des Informationsflusses kann ich Herrn Zils insofern zustimmen, dass 
es kein flächendeckender Befund war, dass also nicht überall ein Informationsdefizit 
festgestellt worden ist.  

Uns ist zugetragen worden, dass man eine Regelung befürworten würde, die auf der 
einen Seite – wahrscheinlich überwiegend klarstellend – der Hochschulleitung eine 
Informationspflicht bei besonders wichtigen Dingen aufgibt und auf der anderen 
Seite – das ist vielleicht noch eher das Anliegen der Hochschulräte an dieser 
Stelle – eine größere Flexibilität ermöglicht, was die verschiedenen Berichte, Stellung-
nahmen und Empfehlungen betrifft, dass also von dem gesetzlich festgeschriebenen 
Katalog viel mehr in die Entscheidungsgewalt der einstellenden Hochschulräte über-
tragen wird. Insofern geht es darum, den Informationsfluss mehr in die Praxis der 
Hochschulräte zu geben, als es der Gesetzgeber an dieser Stelle vorgibt.  
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Vanessa Odermatt (CDU): Ich habe eine kurze Frage an den Landesrechnungshof. 
Welche Vorteile versprechen Sie sich vor allen Dingen aus Sicht des Landes von bes-
seren oder einheitlichen Regeln? Wir haben eben davon gesprochen, dass das eine 
ehrenamtliche Aufgabe ein großer Aufwand ist. Sicherlich sind alle dafür, das Ehren-
amt zu stärken, aber das ist nicht vordergründig die Aufgabe des Landesrechnungs-
hofs. Welche Vorteile versprechen Sie sich vor allen Dingen dadurch, einheitliche Re-
geln zu schaffen, wenn es einen Unterausschuss für Finanzangelegenheiten gibt, die 
von der Landesseite aus positiv zu bewerten wären? 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho: Die Einheitlichkeit der Re-
gelungen den Unterausschuss bzw. das Untergremium für Finanzangelegenheiten be-
treffend würden wir deshalb befürworten, weil wir bei unserer Prüfung festgestellt ha-
ben, dass es dort, wo ein solches Untergremium eingerichtet war, zu einer deutlichen 
Entlastung des Hochschulrates selbst geführt hat, dass also viele Themen – das gilt 
insbesondere für Finanzthemen – sehr viel intensiver beraten werden konnten, als das 
in den Hochschulräten der Fall war, die kein solches Gremium hatten. Daher – das ist 
weniger eine Frage der Einheitlichkeit, sondern der Zweckmäßigkeit eines solchen Un-
tergremiums – ist eine gesetzliche Vorgabe von unserer Warte aus zu begrüßen. 

Dirk Wedel (FDP): Ich habe drei Fragen.  

Die erste Frage richtet sich an den Landesrechnungshof. Auf Seite 3 der Sachstands-
aktualisierung steht im letzten Satz des mittleren Absatzes, dass der LRH zur Proble-
matik von Interessenkonflikten darauf hingewiesen habe,  

„dass seine Feststellungen Anlass geben, darüber nachzudenken, welche 
verbindliche Regelungen die Hochschulräte im Umgang mit potentiellen In-
teressenkonflikten stärken könnten.“ 

Mich interessiert der Anlass: Sind das konkrete Fälle, oder sind es abstrakt-generelle 
Überlegungen? Können Sie dazu näher ausführen?  

Die zweite Frage richtet sich zunächst an den Landesrechnungshof, möglicherweise 
aber dann doch auch an das MKW. Auf Seite 4 der Sachstandsaktualisierung heißt es 
im letzten Satz des dritten Absatzes: 

„Darüber hinaus sollten nach Auffassung des LRH auch Möglichkeiten der 
Unterstützung des Hochschulrats durch das Ministerium geprüft werden.“ 

Haben Sie im LRH darauf schon irgendeine Reaktion erhalten? Wenn das nicht der 
Fall ist, dann richte ich die Frage an das MKW, ob beabsichtigt ist, solche Möglichkei-
ten der Unterstützung durch das Ministerium einzuführen.  

Die letzte Frage richtet sich ausschließlich an das MKW. Planen Sie die Anpassung 
der rechtlichen Grundlagen zur Arbeit der Hochschulräte noch für diese Wahlperiode, 
oder wird das eher in der nächsten Wahlperiode relevant? 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho: Die erste Frage betraf die 
Empfehlung verbindlicher Regelungen mit Blick auf potenzielle Interessenkonflikte. 
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Wir haben in der Tat einen Fall festgestellt. Ich möchte diesen hier nicht konkret be-
nennen. Es ging darum, dass eine Hochschule sich an einem Unternehmen beteiligte, 
woran wiederum ein anderes Unternehmen beteiligt war, das einen Vertreter in dem 
Gremium hatte. Das ist alles Vergangenheit – die handelnden Personen sind nicht 
mehr im Amt –, aber das war an dieser Stelle von unserer Warte aus ein Problem.  

Die zweite Frage betrifft die Seite 4 der Sachstandsaktualisierung. Es geht um Mög-
lichkeiten des Ministeriums zur Unterstützung der Hochschulräte. Das haben wir in 
diesem Kontext in zweierlei Hinsicht thematisiert. 

Erstens geht es um eine bestimmte Vorschrift, nämlich § 21 Abs. 2, und die Beanstan-
dungen des Verhaltens der Hochschulleitung durch den Hochschulrat bzw. dass er bei 
schwerwiegenden Beanstandungen das Ministerium zu informieren habe. Dort sollte 
geregelt werden, was das Ministerium dann eigentlich zu tun hat, und was schwerwie-
gende Fälle sind. Auch diesbezüglich gab es einen dem zugrunde liegenden Einzelfall, 
in dem es aus der Wahrnehmung des betroffenen Hochschulrates, wie wir sie kommu-
niziert bekommen haben, nicht eindeutig war, sodass man keine zufriedenstellende 
Antwort bekommen habe.  

Der zweite Fall, der sich dahinter verbirgt, war eine grundsätzliche Frage, wenn man 
über die Entlastung der Hochschulräte spricht. Das sind ehrenamtlich Tätige mit einer 
Vielzahl von Aufgaben, wobei wir die eine oder andere Aufgaben vielleicht noch etwas 
akzentuieren würden. Von unserer Warte aus ist zwingend mitzudenken, dass man 
sich nicht nur zusätzliche Aufgaben überlegt, sondern auch Entlastungen von Aufga-
ben. Die Frage lautet, ob das Ministerium selbst unter Umständen Aufgaben davon 
übernehmen kann und will. Bislang haben wir als Antwort bekommen, dass das im 
Moment nicht angedacht sei; die Frage der Auslegung der Vorschrift, die ich vorhin 
erwähnte, wird dort etwas anders gesehen, als wir es gesehen haben.  

LMR Dr. Hans-Peter Zils (MKW): Ich versuche, die Fragen zu beantworten, allerdings 
nicht in der Reihenfolge, wie sie gestellt wurden.  

Zuerst zu der Frage, ob das Ministerium daran denkt, die rechtlichen Grundlagen noch 
in dieser Wahlperiode anzupacken. Ich fürchte, dass ich hierzu nicht der geeignete 
Auskunftgeber bin. Diese Frage wird von der politischen Leitung des Ministeriums ent-
schieden. Ich kann nur darauf hinweisen, dass wir uns noch immer im Austausch mit 
den Hochschulräten befinden. Der Rechnungshof hat uns aufgefordert – so steht es 
auch in der Vorlage –, noch einmal zusätzlich über den Austausch mit den Hochschul-
räten zu berichten. Dieser Bitte wird das Ministerium natürlich fristgerecht entsprechen. 
Das heißt: Die Überlegungen sind noch im Gange.  

Zum Zweiten gebe ich noch einmal den Hinweis: Gerade hat die Anhörung zum Hoch-
schulstärkungsgesetz stattgefunden. Dort ist insbesondere seitens der Hochschulräte, 
seitens der Konferenz der Vorsitzenden der Hochschulräte der Universitäten und sei-
tens des Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Hochschulratsvorsitzenden der 
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften, ein solches Petitum eben nicht in die 
Diskussion eingeführt worden.  
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Herr Lascho, Sie hatten eben als Beispiel für eine Entlastung die mögliche Definition 
der schwerwiegenden Beanstandungen angesprochen. Wir sehen es schon so, dass 
das ein interpretationsbedürftiger Begriff ist. Aber vorweg: Es ist in der Praxis bisher 
nicht relevant gewesen. Es könnte auch schwerfallen, das Moment der Schwerwie-
genheit gesetzlich so zu definieren, dass auch nichts ausgeschlossen wird, was sich 
in der künftigen Praxis vielleicht doch als schwerwiegend herausstellen würde. Das ist 
auch eine Schwierigkeit, um das in der Zukunft zu denken.  

Zu der Frage der Entlastung von Aufgaben. Der Hochschulrat ist vor etlichen Jahren 
eingeführt worden, um ein staatsfernes Kontrollgremium für die Universitäten und 
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften einzuführen. Diese Aufgabe – das hat-
ten Sie, Herr Lascho, eben gesagt – erfüllen die Hochschulräte in wertvoller Art und 
Weise und mit großem Engagement. Daher scheint es derzeit nicht angezeigt zu sein, 
diese Staatsferne wieder zurückzunehmen.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Sie haben an einer Stelle sinngemäß geantwortet, 
dass Sie fürchteten, nicht der richtige Ansprechpartner zu sein, weil das durch die po-
litische Hausspitze entschieden werde. Ich habe zwar ein leichtes Nicken bei Herrn 
Wedel gesehen, gehe aber gehe davon aus, dass er eine Antwort haben möchte.  

(Dirk Wedel [FDP]: Ja!) 

Ich bitte Sie also, das an die politische Hausspitze weiterzuleiten, weil Herr Wedel gerne 
eine Antwort haben möchte, und wir dann natürlich auch; immer dann, wenn Herr Wedel 
eine Antwort haben möchte, möchten wir sie auch haben.  

LMR Dr. Hans-Peter Zils (MKW): Ich bin davon ausgegangen, dass die Antwort auch 
an den Ausschussvorsitzenden gerichtet sein soll. 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho: Anknüpfend daran, was 
Herr Zils gerade zu § 21 gesagt hat: Ich möchte die Diskussion um die Definition von 
„schwerwiegend“ gar nicht aufmachen – darüber kann man lange streiten –; uns ging 
es im Wesentlichen darum, dass dann, wenn das Ministerium informiert worden ist, 
klar ist, was es zu tun hat oder was es dann machen kann. Dazu wird in dem Gesetz 
nichts gesagt. Ist es dann die reine Rechtsaufsicht? Hat der Hochschulrat Anspruch 
auf Unterstützung oder Ähnliches? Unseres Erachtens lautet die Frage, was an dieser 
Stelle eventuell zusätzlich geregelt werden könnte. 

(LMR Dr. Hans-Peter Zils [MKW]: Darf ich ergänzen?) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ergänzen dürfen Sie, aber ich möchte den Streit – 
Herr Dr. Lascho hat eben gesagt: Darüber können wir lange streiten – nicht hier haben.  

(Heiterkeit von Dirk Wedel [FDP]) 

LMR Dr. Hans-Peter Zils (MKW): Nein, nein. – Dazu, was das Ministerium dann macht. 
Natürlich ist dann die Rechtsaufsicht gefragt. Es gibt aber sehr wohl auch Einzelfälle, 
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in denen es auch Unterstützung im Sinne von Rechtsauskünften an die Hochschul-
ratsvorsitzenden geben wird. Das ist auch in der Praxis erfolgt.  

(Kopfnicken von Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich verweise darauf, dass dies heute die erste Bera-
tung war und wir auf Grundlage eines eventuellen Beschlussvorschlags am 5. Mai 2026 
abschließend beraten werden. Auch zu diesem Beitrag bitten wir darum, uns einen Be-
schlussvorschlag bis zum 30. April 2026 einzureichen.  
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/1178 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 17.03.2026 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) ha 
 
 
10 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 17: Neues Forschungsinstitut – koste es, was es wolle 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4894 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho berichtet: 

Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Prüfung, die ich 
Ihnen in der gebotenen Kürze vorstelle, ist eine reine Zuwendungsprüfung, die wir 
immer wieder durchführen. In diesem Fall geht es um die Zuwendungen für den 
Aufbau eines neuen Forschungsinstituts, das im Jahr 2017 gegründet worden ist. 
Über die geprüften sechs Jahre hinweg sind rund 12 Millionen Euro hineingeflossen.  

Wir haben im Grunde die klassischen Fehler festgestellt – das habe ich, glaube ich, 
im letzten Jahr bei der damaligen Prüfung ähnlich gesagt –, die sich bei Zuwendun-
gen immer wieder ereignen. Der Schwerpunkt lag unseres Erachtens in diesem Fall 
darin, dass aufseiten des Ministeriums vor dem Eintritt in die Förderung keinerlei 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen angestellt wurden; es gab also keine Überlegun-
gen, was mit der Förderung konkret bewirkt werden soll. Dementsprechend wurden 
auch keine messbaren Ziele definiert, und man hat auch keine Erfolgskontrolle im 
Laufe der Förderung vornehmen können.  

Darüber hinaus – das ist etwas untypisch für eine Zuwendungsprüfung und ihr Er-
gebnis – hat das Institut über die Jahre hinweg zu viel Geld bekommen. Es hat 
nämlich das Geld bekommen, was es beantragt hat, und dann sind über die Jahre 
hinweg immer Rückzahlungen erfolgt, und zwar in Höhe von rund 160.000 Euro im 
ersten Jahr bis zu gut 900.000 Euro im letzten Jahr, das wir geprüft haben; insge-
samt wurden erst einmal 2,2 Millionen Euro Landesmittel über die Zuwendungen 
ausgekehrt, die dann wieder zurückgeflossen sind. Wir haben uns gefragt, ob der 
Finanzbedarf nicht vorher genauer hätte analysiert werden sollen.  

Die weiteren Punkte – ich möchte sie nur ganz kurz erwähnen – betreffen die Frage 
der Richtigkeit der Einnahmedeklarierung bei der institutionellen Förderung, die ver-
späteten Prüfungen der Zwischen- und Verwendungsnachweise und die etwas un-
gewöhnlichen vergaberechtlichen Regelungen des Instituts selbst. Diese Dinge ha-
ben wir beanstandet, aber sie stehen von meiner Warte aus hinter den anderen 
beiden mit Blick auf die Wichtigkeit deutlich zurück. 

An den Landesrechnungshof gerichtet fragt Simon Rock (GRÜNE), wie zielgerichtet 
eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei einem Forschungsinstitut sein könne. Ver-
mutlich handle es sich um eine andere Art der Prüfung als bei Baumaßnahmen, bei 
denen mehrere Varianten zur Wahl ständen. 
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Seitens des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft wünsche er zu erfahren, welche 
Konsequenzen das Ministerium aus der Tatsache zu ziehen gedenke, dass es entge-
gen Versicherungen des Forschungsinstituts Personalkostenerstattungen durch Dritte 
gegeben habe. 

Selbst wenn sich die politische Sinnhaftigkeit bestimmter Wertgrenzen in Zweifel zie-
hen lasse, seien diese von Rechts wegen definiert und müssten daher eingehalten 
werden. Ihn interessiere, wieso das MKW die eigenmächtige Erhöhung von Wertgren-
zen durch das Instituts akzeptiert habe.  

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho konzediert, dass sich Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen bei einem Forschungsinstitut von denen in anderen Be-
reichen unterschieden. Gleichwohl wäre es notwendig gewesen, auch in diesem Fall 
über Alternativen nachzudenken. Die angedachte Forschung hätte womöglich auch an 
einer Hochschule angesiedelt werden können, wodurch deren Verwaltung hätte ge-
nutzt werden können. 

Es gehe in der Prüfung des Landesrechnungshofs nicht um inhaltliche Vorgaben be-
züglich der Forschung, sondern um Fragen der Organisation. Neben der prinzipiellen 
Notwendigkeit eines neuen Instituts müssten auch dessen Ziele unabhängig von For-
schungsinhalten bedacht werden. Es sei nicht klar, anhand welcher Kriterien ein po-
tenzieller Erfolg gemessen werden könne. 

MR’in Sonja Wrobel (MKW) zufolge handelt es sich aus Sicht des Ministeriums für 
Kultur und Wissenschaft bei der Entwicklung des Instituts um einen Erfolg. Engagierte 
Forscherinnen und Forscher hätten sich zusammengeschlossen, um einen Antrag auf 
Projektförderung zu stellen, woraus sich schließlich ein institutionell gefördertes, bun-
desweit sichtbares Institut für Digitalisierungsforschung entwickelt habe. Nach einem 
mehrjährigen Auf- und Ausbau sei im Jahr 2025 der Vollausbau sowie der angestrebte 
Entwicklungsstand erreicht worden. Seitdem hätten alle offenen Berufungen erfolg-
reich abgeschlossen und der Vorstand voltständig besetzt werden können. Das Institut 
habe sich in NRW etabliert und bundesweit Kooperationen mit anderen in diesem Feld 
tätigen Instituten aufgebaut. Daneben befasse es sich mit Politikberatung und Transfer. 

Die Hinweise zur Förderung seitens des Landesrechnungshofs hätten dazu geführt, 
problematische Sachverhalte im Fördergeschehen zu erkennen, aufzuarbeiten und zu 
beheben, was sich positiv auf die Förderung und Entwicklung des Instituts auswirke. 
Die noch offenen Punkte bezögen sich auf das Förderjahr 2022 und hätten inzwischen 
geklärt werden können. Nach Abschluss der entsprechenden Verwendungsnachweis-
prüfung bestehe eine Rückforderung gegenüber dem Institut. Über das Ergebnis des 
noch andauernden Verfahrens werde das Ministerium für Kultur und Wissenschaft 
dem LRH gegenüber fristgemäß berichten. 

Im Rahmen einer ordentlichen Trennungsrechnung hätte das Institut feststellen müs-
sen, dass die notwendige Rückzahlung von Personalkosten ausschließlich an einen 
Drittmittelgeber und nicht an das MKW zu leisten gewesen wäre. Das Institut habe 
jedoch eine doppelte Rückzahlung, nämlich sowohl an den Drittmittelgeber als auch 
an das Ministerium, geleistet. Anschließend an eine inzwischen abgeschlossene und 
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in den zwischenzeitlich abgeschlossenen Jahresabschluss eingebundene Prüfung sei-
tens des MKW, inwieweit eine Forderung des Instituts gegenüber dem Land in Form 
des Wissenschaftsministeriums bestehe, werde die berechtigte Forderung des Insti-
tuts mit bestehenden Rückforderungen des Landes an selbiges verrechnet. 

Gegenständlich seien Vergabegrenzen während der Coronazeit, die sich mehrfach 
geändert hätten. Hierbei habe das Institut falsche Wertgrenzen etabliert. Diese habe 
das MKW nicht ohne Weiteres akzeptiert. Im Zuge der Aufarbeitung nach der Prüfung 
durch den LRH seien die Grenzen inzwischen in Absprache mit dem Institut geändert 
worden. Aufgrund der Etablierung von Vergabeschulungen seitens des Instituts gehe 
das Ministerium davon aus, dass solche Fehler in Zukunft unterblieben. 

Dirk Wedel (FDP) leitet ein, dass das Ministerium für Kultur und Wissenschaft aus-
weislich der in Vorlage 18/4894 veröffentlichten aktualisierten Sachstandsdarstellung 
des Landesrechnungshofs plane, im Zuge der Vorbereitung für eine Ende 2026 anste-
hende Evaluation bisherige Mechanismen und Instrumente der Erfolgskontrolle – es 
gehe um Kennzahlen aus einem Institutskonzept – im Abgleich zwischen den Vorga-
ben der Landeshaushaltsordnung sowie nationalen und internationalen Prinzipien des 
wissenschaftlichen Peer Reviews gegebenenfalls anzupassen. Das MKW möge kon-
kretisieren, was für die Evaluation herangezogen werde. 

Weiterhin moniere der LRH die Vermengung des Förderziels mit der Fördermaßnahme 
und bewerte den weiteren Austausch diesbezüglich als nicht zielführend. Da der Auf-
bau des Instituts an sich demnach nicht als eigentliches Förderziel fungieren könne, 
möge das MKW das konkret mit dem Aufbau des Instituts verfolgte Förderziel darstellen. 

Die Stärkung der Digitalisierungsforschung in Nordrhein-Westfalen stelle das Ziel dar, 
während es sich bei dem Aufbau eines entsprechenden Instituts um die Maßnahme 
zur Erreichung dieses Ziels handle, antwortet MR’in Sonja Wrobel (MKW). Die Maß-
nahme folge einer politischen Entscheidung und unterliege der Wirtschaftlichkeit und 
weiteren Maßgaben. Aus Sicht des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft müsse 
die Frage, ob ein Institut errichtet werden solle, wissenschaftsadäquat beantwortet 
werden. Dementsprechend gebe es Peer-Review-Verfahren und eine Evaluation.  

Bei den angesprochenen Kennzahlen handle es sich unter anderem um das Personal 
des Instituts. Im Rahmen der angedachten Evaluation solle unter anderem festgestellt 
werden, inwieweit die wissenschaftlichen Ziele mit dem vorhandenen Personal verfolgt 
und erreicht werden könnten, oder ob hierfür zusätzliches Personal benötigt werde. 
Zur Beantwortung dieser Frage dienten auch Erfahrungswerte vergleichbarer Institute.  

Die abschließende Beratung auf Grundlage eines Beschlussvorschlags zu diesem Bei-
trag solle am 5. Mai 2026 erfolgen, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. Der 
entsprechende Beschlussvorschlag werde bis zum 30. April 2026 erbeten. 
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11 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 23: Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die Zu-
kunft möglich 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4895 

LMR Stephan Pfeifer (LRH) berichtet: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zunächst ein kurzer Überblick über die Prüfung. 
Wir haben die Ausgaben des Landes für Corona-Impfzentren geprüft. Der Hauptfo-
kus der Prüfung lag auf Optimierungspotenzialen für möglicherweise in der Zukunft 
auftretende, mit der Coronapandemie vergleichbare Krisensituationen.  

Wir haben uns zum einen die Höhe der Vergütung angeschaut, die den Ärzten in 
den Impfzentren gezahlt wurde. Ausweislich einer Abfrage, die das Ministerium An-
fang 2022 bei den anderen Bundesländern durchgeführt hatte, zahlte Nordrhein-
Westfalen die höchsten Stundensätze. Die Herleitung der Stundensätze war in den 
Akten nicht nachvollziehbar dokumentiert. Wir haben darum gebeten, in zukünftigen 
Situationen eine entsprechende Dokumentation vorzunehmen, und auch, soweit 
möglich, vor einer Vereinbarung solcher Stundensätzen künftig eine Abfrage bei 
den anderen Bundesländern vorzunehmen.  

Des Weiteren haben wir festgestellt, dass seitens des Landes keine Daten erhoben 
und ausgewertet wurden, die unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten einen Ver-
gleich der Impfzentren untereinander ermöglicht hätten. Auch diesbezüglich haben wir 
die Auffassung vertreten, dass künftig von Beginn an entsprechende Kennzahlenver-
gleiche erfolgen sollten.  

Bezüglich der Mietkosten für die Immobilien zum Betrieb der Impfzentren hatte das 
Land nur allgemein geregelt, dass diese Mietkosten im Rahmen der Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erstattungsfähig seien. Wir haben uns dafür aus-
gesprochen, dass künftig zumindest für bestimmte Fallkonstellationen konkretisie-
rende Regelungen zur Erstattungsfähigkeit von Mietkosten getroffen werden sollten.  

Schließlich haben wir festgestellt, dass bei einem Teil der Impfzentren die dort täti-
gen Personen unentgeltlich mit Speisen versorgt wurden und dass die den Kommu-
nen dabei entstandenen Kosten durch das Land erstattet wurden. Wir haben Zweifel 
geäußert, dass es sich bei solchen Verpflegungskosten um notwendige Kosten für 
den Betrieb eines Impfzentrums handelt. Wir haben die Auffassung geäußert, dass 
solche Kosten künftig nicht mehr erstattungsfähig sein sollten.  

Das Ministerium will unsere Bemerkungen und Empfehlungen in künftigen ver-
gleichbaren Situationen in weiten Teilen berücksichtigen.  
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Dirk Wedel (FDP) bittet um Erläuterung, warum das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales den Ausschluss der Erstattung von Mietkosten für Liegenschaften im Ei-
gentum von Eigengesellschaften der Kommunen nach wie vor ablehne. Es handle sich 
selbst dann um ein Insichgeschäft, wenn die Organisation in Form einer solchen Ge-
sellschaft erfolge. Insofern bestehe kein Unterschied zu einer etwaigen Durchführung 
durch die Verwaltung selbst.  

MR Felix Lüken (MAGS) legt dar, dass es sich bei den angesprochenen Gesellschaf-
ten um eigene juristische Personen handle. Daher habe das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales die Erstattung von Mietkosten nicht ausdrücklich ausschlie-
ßen können. Diese Vorgabe stelle das Resultat von während der Coronapandemie 
wöchentlich mit den Kreisen und kreisfreien Städten erfolgten Diskussionen dar. 

Das Impfgeschehen zu dieser Zeit sei insgesamt als lernendes System zu charakteri-
sieren; das Ministerium habe in der Sondersituation der Pandemie stetig nachsteuern 
müssen. Die hieraus resultierende Vielzahl an Erlassen habe eine Herausforderung 
für Kreise und kreisfreie Städte bedeutet. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) betont, dass während der Coronapandemie, insbeson-
dere zu deren Beginn, unter hohem Zeitdruck und entsprechenden Belastungen für 
die beteiligten Personen Entscheidungen unter anderem im Hinblick auf eine geeig-
nete Impfstrategie hätten getroffen werden müssen.  

Vor diesem Hintergrund erbitte er eine Einschätzung seitens des Landesrechnungs-
hofs zur prinzipiellen Möglichkeit der Durchführung einer Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung während der Pandemie. Außerdem interessiere ihn, wie viel Zeit für solche Un-
tersuchungen üblicherweise benötigt werde. 

Zwar ließen sich potenzielle Szenarien antizipierend und damit bereits im Vorfeld ihres 
Eintretens Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchführen, jedoch seien deren Ergeb-
nisse womöglich hinfällig, falls bis zu einem tatsächlichen Ereignis zu viel Zeit vergehe. 
In diesem Fall resultierte aus einer entsprechenden Untersuchung lediglich bürokratischer 
Aufwand. Der LRH möge darlegen, wie die Landesregierung bzw. einzelne Ministerien 
mit Blick auf zukünftige Katastrophen oder größere Zwischenfälle vorgehen sollten. 

Seitens des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales wünsche er zu erfahren, 
mit welcher Begründung die im Bundesländervergleich höchsten Stundensätze für 
ärztliches Personal in Impfzentren gezahlt worden seien und ob es in NRW womöglich 
besondere Schwierigkeiten bei der Personalgewinnung gegeben habe. 

LMR Stephan Pfeifer (LRH) antwortet, dass es um eine situationsadäquate Form der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gehe. Der Landesrechnungshof verkenne nicht, dass 
ein während der Coronapandemie ein gewisser Zeitdruck bestanden habe, allerdings 
könne er anhand der Aktenlage beispielsweise nicht nachvollziehen, ob überhaupt und 
gegebenenfalls welche Anstrengungen unternommen worden seien, um die möglichst 
wirtschaftliche Anmietung von Immobilien für Impfzentren zu gewährleisten. Auch in 
einer solchen Situation hätten Sondierungen am Markt erfolgen und dokumentiert 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 30 - APr 18/1178 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 17.03.2026 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) ha 
 
 
werden müssen, um die kostengünstigsten Immobilien zu finden bzw. zumindest Al-
ternativen aufzeigen zu können. Wäre aktenkundig gemacht worden, dass aufgrund 
des hohen Zeitdrucks keine weiteren Maßnahmen möglich gewesen seien, hätte der 
LRH dies akzeptiert. 

Mit Blick auf die Mietkosten und die Kosten für ärztliches Personal erkenne auch das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales an, dass Verbesserungspotenzial be-
stehen, so MR Felix Lüken (MAGS). Gleichwohl habe das Pandemiegeschehen ein 
rein auf den Aspekt „Wirtschaftlichkeit“ bezogenes Handeln nicht zugelassen. So hät-
ten etwa die durchgeführten Impfungen pro Stunde kein handlungsleitendes Kriterium 
darstellen können. Während in den Impfzentren pro Stunde viele Impfungen möglich 
gewesen seien, habe es insbesondere in sozial benachteiligten Stadteilen verstärkt 
aufsuchende Impfangebote benötigt, die sich jedoch im Vergleich durch einen deutlich 
höheren Aufwand und eine geringere Impffrequenz auszeichneten. Die Anzahl der 
durchgeführten Impfungen pro Stunde sei dort also niedriger gewesen als in den Impf-
zentren.  

Hinsichtlich der Vergütung des ärztlichen Personals hätten sich das MAGS und die 
beiden nordrhein-westfälischen Kassenärztlichen Vereinigungen nach Verhandlungen 
darauf verständigt, für die Vergütungskalkulation die Anzahl der COVID-Testungen pro 
Stunde zugrunde zu legen. Der angenommene Aufwand habe sechs Testungen pro 
Stunde entsprochen.  

Andere Bundesländer hätten in der Tat deutlich niedriger Stundensätze als NRW fest-
gelegt. Das MAGS appelliere daher an den Bund, in Zukunft eine bundeseinheitliche 
Vergütung vorzugeben, damit in zukünftigen krisenhaften Situationen mit erhöhtem 
Zeitdruck nicht zunächst Verhandlungen zwischen relevanten Akteuren stattfinden 
müssten. 

Anlässlich der Kritik des Landesrechnungshofs, dass keine geeigneten Kennzahlen 
vorlägen, um die Wirtschaftlichkeit der Impfzentren während der Pandemie beurteilen 
zu können, fragt Anke Fuchs-Dreisbach (CDU) nach aus Sicht des LRH geeigneten 
Kennzahlen für eine solche Beurteilung. 

LMR Stephan Pfeifer (LRH) antwortet, dass die Kosten pro Impfung eine mögliche 
Kennzahl darstellen könnten. Die Rechnungshöfe anderer Länder hätten zum Teil die 
Kosten von Impfungen geprüft und diese Kennzahl jeweils ermittelt.  

Unterschiede zwischen den Kosten in einzelnen Kommunen müssten genauer analy-
siert werden. Mögliche Gründe für Differenzen lägen etwa in Möglichkeiten, Liegen-
schaften mietfrei zur Verfügung zu stellen, anstatt sie teuer anmieten zu müssen. 

Dirk Wedel (FDP) konzediert, dass das Pandemiegeschehen durch eine hohe Dyna-
mik gekennzeichnet gewesen sei. 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales habe mit einer Ausnahme bezüg-
lich aller seitens des Landesrechnungshofs aufgeworfener Punkte im Nachhinein ein 
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Übereinkommen erzielen können. Lediglich mit Blick auf die Erstattung von Mietkosten 
für Liegenschaften von Eigengesellschaften der Kommunen gelte dies nicht. Daher 
vermute er, dass das Ministerium zukünftig erneut so handeln würde wie während der 
Pandemie, Eigengesellschaften also eine Erstattung zugestehen würde und den Kom-
munen selbst nicht. Die Rechtsform könne jedoch nicht als entscheidendes Kriterium 
fungieren. Er wünsche den Grund für dieses Vorgehen zu erfahren und bitte um eine 
Darlegung, wieso sich das MAGS aus rechtlichen Gründen dazu gezwungen sehe, bei 
Eigengesellschaften eine Erstattung vorzunehmen. 

MR Felix Lüken (MAGS) hebt hervor, keine definitiven Aussagen zu etwaigen zukünf-
tigen Handlungsweisen in ähnlichen Situationen treffen zu können. Denkbar sei, dass 
es seitens des Ministeriums per Erlass zunächst ausgeschlossen werden würde. Im 
Sinne eines lernenden Systems müsse situativ reagiert werden können. Das gelte 
auch für den Fall, dass das MAGS feststellen sollte, dass Städte keine geeigneten Lie-
genschaften fänden, die nicht durch eine ihrer Tochtergesellschaften vermietet würden. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass die abschließende Beratung zu die-
sem Beitrag auf Grundlage eines bis zum 30. April 2026 erbetenen Beschlussvor-
schlags am 5. Mai 2026 erfolgen solle. 
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12 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 13: Bei Anruf Geld: Das Innovation Lab beim Landesamt für Zentrale 
Polizeiliche Dienste 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4892 

LMR’in Doris Krüger (LRH): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
kurz in den Prüfungsgegenstand einführen. Wir haben im Jahr 2024 die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Landesamtes für Zentrale Polizeiliche Dienste, kurz LZPD, ge-
prüft. Im Rahmen dieser Prüfung haben wir ein besonderes Augenmerk auf die Finan-
zierung der Errichtung des sogenannten Innovation Lab gelegt. Sie können sich das 
Innovation Lab als eine Organisationseinheit innerhalb des LZPD vorstellen, die sich 
mit der Auswertung und Beurteilung neuer Technologien befasst, technische Potenzi-
ale für die Polizei heben möchte und zu diesem Zweck beispielsweise Marktbeobach-
tungen tätigt, Pilotprojekte anstößt oder auch mit Dritten zusammenarbeitet.  

Zur Finanzierung hat das Innenministerium im Jahr 2021 per Erlass zunächst 
250.000 Euro zugewiesen. Zur Mitte des Jahres wurde das LZPD mit der Errichtung 
des Innovation Lab beauftragt. Zu diesem Zweck wurde im Hafen von Duisburg eine 
Büroetage in einer Größe von ca. 500 m2 angemietet; es gab fünf Mitarbeitende.  

Aus unserer Sicht ist es vor allen Dingen zwischen Anfang September und Ende Ok-
tober zu einer Kostenexplosion gekommen; in dieser Zeit standen bis Ende Oktober 
statt 250.000 Euro 4,28 Millionen Euro als bewilligte Mittel im Raum, und das ohne 
irgendeine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung oder Bedarfsfeststellung. Die Erhöhung 
auf 1,75 Millionen Euro im September ist sogar lediglich aufgrund eines Telefonanrufs 
erfolgt. Letztlich sind die ursprünglich zugestandenen Mittel in Höhe von 250.000 Euro 
um annähernd das Achtzehnfache überschritten worden.  

Wir haben in der Prüfung festgestellt, dass über die bewilligten Mittel in Höhe von 
4,28 Millionen Euro hinaus tatsächlich 4,66 Millionen Euro ausgegeben wurden, weil 
unter anderem Beratungskosten nicht entsprechend auf dieses Projekt, sondern auf 
einem anderen Projekt verbucht wurden.  

Ursächlich für diese Kostenexplosion – wenn Sie so wollen: der Kostentreiber – war 
vor allen Dingen eine sehr aufwendige Videokonferenztechnik mit Kosten in Höhe von 
3,7 Millionen Euro, aber auch andere technische Ausstattung und Einrichtungsgegen-
stände mit Kosten von mehreren 100.000 Euro. All diese Anschaffungen wurden ohne 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und ohne Bedarfsfeststellung getätigt.  

Das Innenministerium hat in dieser Zeit aus unserer Wahrnehmung nicht interveniert; 
wir haben dazu keinerlei Dokumentation gefunden.  
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Das LZPD hat im kontradiktorischen Verfahren zunächst diese Kostenexplosion zu-
rückgewiesen und vornehmlich auf moderne Prozessmanagementinstrumente verwie-
sen, und zwar mit dem Duktus, dass dieses Projekt konventioneller Haushaltswirt-
schaft nicht zugänglich sei bzw. dass die Regelungen dafür nicht oder nur einge-
schränkt gelten sollten. Darüber hinaus meinte es, dass ein ordnungsgemäß durchge-
führtes Vergabeverfahren eine Bedarfsfeststellung erübrige. Mittlerweile hat das LZPD 
durchaus eingeräumt, dass es in der Planungsphase eine Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung hätte durchführen müssen.  

Im weiteren Verlauf des kontradiktorischen Verfahrens hat es ebenfalls mitgeteilt, dass 
es mit Kennzahlen zur Wirksamkeit des Innovation Lab arbeite, und es hat vor allen 
Dingen eine begleitende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung beigefügt, aus der sich 
ergibt, dass die tatsächlichen Kosten bei 4,88 Millionen Euro liegen, erhebliche Bera-
tungskosten aber immer noch nicht eingepreist sind. Sie können sich vorstellen, dass 
aus den 250.000 Euro bis zur begleitenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung jetzt wahr-
scheinlich über 5 Millionen Euro geworden sind.  

Wir begrüßen sehr, dass das LZPD zugesagt hat, zum Ende des Jahres eine abschlie-
ßende WU zur Verfügung zu stellen. All das kann man goutieren. Gleichwohl möchte 
ich darauf hinweisen, dass nachträgliche Kostenaufstellungen als begleitende oder 
abschließende WU das Planungsinstrument natürlich nicht ersetzen können. Möglich-
erweise wäre es mit dem Planungsinstrument „Wirtschaftlichkeitsuntersuchung“ oder 
zumindest mit einer nachvollziehbaren Bedarfsfeststellung gar nicht zu dieser aus un-
serer Sicht signifikanten Kostenentwicklung gekommen. 

Wir verbinden mit der Prüfung durchaus die Hoffnung, dass zukünftig finanzwirksame 
Maßnahmen wie diese, aber auch andere, einer angemessenen Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung durch das LZPD unterliegen, zumal auch dort Regelungen bestehen, die 
das vorsehen.  

Simon Rock (GRÜNE): Fangen wir mit dem Positiven an dem Fall an. Ausweislich 
der schriftlichen Einlassung des Innenministeriums im Haushalts- und Finanzaus-
schuss, wo es auch Berichtsanfragen hierzu gab, hat das Innenministerium ausge-
führt, dass einige der Beschaffungen im Nachgang betrachtet durchaus kritisch gese-
hen werden könnten. – Meine erste Frage an den Landesrechnungshof lautet: Wie 
bewerten Sie dieses Eingeständnis? Ich nenne es „Eingeständnis“.  

Ich habe auch einige Nachfragen zur Sache.  

Ich habe es so verstanden, dass die Kostensteigerungen unter anderem mit dem sei-
tens des LZPD geäußerten hohen Zeitdruck begründet wurden. Mir stellt sich gleich-
zeitig die Frage, was das IM zu dem Vorwurf des Landesrechnungshofs sagt, dass bei 
der Eröffnung noch kein ausreichendes Personal vorhanden gewesen sei und insofern 
der pünktliche Fertigstellungstermin wenig gebracht hätte bzw. nicht als Argument für 
die höheren Kosten angeführt werden könne.  

Ich habe eine Nachfrage bezüglich der UCC-Walls, die aus Sicht des Innenministeri-
ums zur Besucherlenkung notwendig sind. Mich interessiert, wie groß die Besucher-
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ströme im LZPD tatsächlich sind. Ist es seitens des Innenministeriums möglich, dazu 
auszuführen?  

Ich habe wahrgenommen, dass der Betrag der ursprünglichen Kostenkalkulation bei 
250.000 Euro lag, was sich im Nachgang offenkundig als zu niedrig herausgestellt hat. 
Mich interessiert, wie sich das Innenministerium erklärt, dass sich die Kostenentwick-
lung mehr oder weniger in Salamitaktik immer weiter nach oben verschoben hat, an-
statt ex ante, also von Anfang an, eine realistische, am Bedarf orientierte Kostenent-
wicklung zu erarbeiten.  

Das wurde dem Bericht zufolge ein Stück weit mit dem Scrum-Verfahren aus dem 
Bereich des agilen Projektmanagements begründet. Ich frage mich: Ist das Scrum-
Verfahren für solche Projekte überhaupt das geeignete Instrumentarium, oder wäre 
ein ganz konservatives Projektmanagement für solche Bauvorhaben nicht sinnvoller?  

Zuletzt habe ich die Fragen, warum die Videokonferenztechnik mit 3,7 Millionen Euro 
so kostspielig sein musste, und ob für die nach Hessen ausgeliehene Technik Leihge-
bühren verlangt wurden. Wenn nein: Mit welcher Begründung wurden sie nicht ver-
langt? 

Das sind meine Fragen für die erste Runde, die sich weitgehend an das Innenministe-
rium richten. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Rock, ich gehe davon aus, dass Sie immer 
das Innenministerium und den Landesrechnungshof und nicht nur sich selbst fragen.  

(Simon Rock [GRÜNE]: Ja, das haben Sie richtig interpretiert!) 

– Gut.  

Frau Krüger, wollen Sie einsteigen?  

LMR’in Doris Krüger (LRH): Sehr gerne. – Herr Rock, grundsätzlich bewerten wir ein 
Eingeständnis, dass man in der Planungsphase eine WU hätte auflegen müssen, sehr 
positiv. Die Begeisterung reicht aber natürlich nur so weit, bis wir beim nächsten Pro-
jekt, bei der nächsten finanzwirksamen Maßnahme sind, bei dem bzw. bei der es mög-
licherweise wieder an einer WU mangelt. Das Thema „WU“ bzw. „fehlende WU“ ist in 
diesem Ausschuss omnipräsent.  

Ich verknüpfe damit die Hoffnung – ich glaube, sie ist auch berechtigt –, dass sich das 
Innenministerium auch wegen dieses Falles jetzt verstärkt darum kümmern wird, dass 
das passiert. Wie gesagt fehlt es nicht an den Regelungen. Es gibt die LHO und die 
Verwaltungsvorschriften dazu, aber auch das LZPD selbst hat sehr dezidierte Rege-
lungen – sie sind strenger als die LHO –, wann welche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
zu fertigen ist. Grundsätzlich sind wir also positiv gestimmt, dass das möglicherweise 
einer der letzten Fälle gewesen sein wird.  

Mit dem Argument, dass die Kostensteigerungen durch Zeitdruck entstanden seien, 
können wir wenig anfangen, weil es nicht dokumentiert ist. Deswegen ergibt es auch 
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Sinn, eine begleitende WU durchzuführen, wenn man sieht, dass einem die Kosten 
weglaufen. Auch das sieht die LHO vor.  

Natürlich kann es so sein, dass der Zeitdruck auch zu erheblichen Kosten führt, wobei 
es meistens umgekehrt ist: Je mehr Zeit ins Land geht, desto höher werden die Kosten. 
Das bliebe aber der konkreten Darlegung in einer begleitenden WU vorbehalten.  

Hatten Sie noch eine Frage an mich, Herr Rock?  

(Simon Rock [GRÜNE]: Der Rest richtete sich an das IM!) 

MR Günter Mertens (IM): Ich bin Leiter des Referats 402, das im Innenministerium 
für die Informations- und Kommunikationstechnik der Polizei verantwortlich zeichnet. 
Insofern gehört auch das Innovation Lab, wie es netterweise genannt wird, in unseren 
Zuständigkeitsbereich.  

Ich würde zu Beginn gerne auf den Begriff „Kostenexplosion“ abzielen. Das System 
bei uns besteht darin, dass wir zu Beginn des Jahres die verfügbaren Haushaltsmittel 
in Koordination mit den Landesoberbehörden verplanen. Die Idee der Errichtung eines 
Innovation Lab war dabei bereits Gegenstand, weil wir im Zuge der Erarbeitung der 
Digitalstrategie – in ihr wird beschrieben, wie wir die Polizei besser und digitaler ma-
chen – mit Expertenberatung zu dem Ergebnis gekommen sind: So ein Innovation Lab 
müssen wir haben. – Im Übrigen ist der Umstand, dass wir das haben, vom Landes-
rechnungshof nicht beanstandet worden.  

Wir hatten zu Beginn des Jahres einen planerischen Betrag von 250.000 Euro in die 
Bewirtschaftungsplanung geschrieben, und dieser war dem LZPD auch zugewiesen. 
Weil wir als Polizei gedacht haben, dass wir uns das nicht auf einen Schlag würden 
leisten können, war die ursprüngliche Absicht, dass es sukzessive aufgebaut wird. Es 
ergab sich aber erstens Richtung Jahresende die Möglichkeit – das ist bei Haushalts-
mitteln des Landes nicht unüblich –, durch Maßnahmen, die nicht kassenwirksam ge-
worden sind, einen beträchtlichen Betrag in das Innovation Lab zu investieren. Zwei-
tens ergab sich auch die Möglichkeit, eine Liegenschaft anzumieten. Es kamen also 
zwei Faktoren zusammen. Dann haben wir vom Innenministerium gemeinsam mit dem 
LZPD gesagt: Das schaffen wir dieses Jahr noch. – Deshalb ist viel mehr Geld ausge-
geben worden, als ursprünglich in der Planung stand. Dass das Innovation Lab aber 
keine 250.000 Euro hätte kosten können, war allen bewusst; ich halte den Schluss, 
dass aus 250.000 Euro mehr als 4 Millionen Euro geworden sind, für falsch.  

Es ist richtig, dass am Anfang keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt wor-
den ist. Das LZPD hatte vermeintlich eine durchgeführt. Dort hatte man für sich eine 
Kostenaufstellung überlegt. Die hatte aber nicht den Anspruch, eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung zu sein. Mittlerweile ist die begleitende Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung vorgelegt und eine abschließende Erfolgskontrolle sowohl dem Landesrech-
nungshof als auch uns zugesagt worden. Die Versäumnisse der Vergangenheit, die 
man einräumen muss, werden also aufgearbeitet.  

Das LZPD hat, von uns unterstützt – Sie hatten eben auf unsere Darstellung im Haus-
halts- und Finanzausschuss verwiesen –, weitreichende und richtige Konsequenzen 
aus der Prüfung gezogen: Prozesse wurden optimiert, interne Regelungen noch einmal 
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ergänzt, Prüfungen von Bestellungen intensiviert, und es wurde eine wesentlich stär-
kere Kontrolle eingeführt, um die Bedeutung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
zu betonen. Insbesondere sind die, wie Frau Krüger richtig sagte, auch vorher schon 
bestehenden Regelungen zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen noch einmal ge-
schärft worden und mittlerweile für alle Beschaffungen obligatorisch, was uns – das 
sei nebenbei gesagt – in der tatsächlichen Umsetzung von Maßnahmen bei der Polizei 
auch ein Stück weit hindert, weil dieser Schritt ein gutes Stück Zeit kostet. Das nehmen 
wir aber gerne in Kauf. In unserer Stellungnahme für den HFA aus September 2025 
sind wir darauf im Detail eingegangen.  

Bei allen Controlling-Instrumenten, die wir als Innenministerium haben, ist der Aspekt 
„Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“ fest verankert. Wir nehmen keinen Controlling-
Bericht entgegen, in dem nicht dokumentiert ist, dass Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen, und zwar die richtigen, ausgeführt worden sind.  

Das LZPD war die ausführende Behörde; sie hat dieses Innovation Lab letztlich auf-
gebaut und auch den operativen Prozess gesteuert. Das LZPD hat aus meiner Sicht 
aus den Feststellungen des Landesrechnungshofs, für die wir sehr dankbar sind, die 
richtigen und konsequente Schlüsse gezogen. Das LZPD hat Maßnahmen umgesetzt 
und sich aus Anlass dieser Prüfung neu aufgestellt, nicht nur im Hinblick auf das Inno-
vation Lab.  

Es ist noch eine Frage zu Hessen offengeblieben. Nein, wir haben keine Leihgebühr 
von Hessen erhoben. Hessen hatte schon ein Innovation Lab – das heißt ein bisschen 
anders –, und die haben uns mit Know-how unterstützt. Der Gedanke am Anfang war, 
das arbeitsteilig auf Gegenseitigkeit beruhend zu tun. Deshalb haben wir zum Beispiel 
auch Gegenstände aus Hessen bekommen, die wir genutzt haben. Um das abzu-
schließen: Wir haben keine Leihgebühr gegenüber Hessen erhoben.  

(Simon Rock [GRÜNE]: Die Besucherströme?) 

Wir haben keine exakten Zahlen über die Auslastung. Die könnte man bis zur nächsten 
Sitzung erheben.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wir können darüber reden, nachdem Sie uns vor-
her mitgeteilt haben, wie die Besucherströme sind. So habe ich das jetzt verstanden. 
Herr Rock fragt nach den Besucherströmen, und Sie teilen uns die vorab mit.  

LMR’in Doris Krüger (LRH): Ich würde gerne etwas zur Kostenexplosion sagen, weil 
Sie den Begriff durchaus kritisch angemerkt haben. Anfang des Jahres 2021 waren 
diese 250.000 Euro in dem sogenannten Orientierungserlass festgeschrieben. „Orien-
tierung“ bedeutet für mich, dass das ein Wert ist, der Orientierung für die tatsächliche 
Höhe der Kosten am Ende des Projekts bietet. Ich persönlich finde nicht, dass 
250.000 Euro eine Orientierung für knapp 5 Millionen Euro am Ende sein können. Das 
ist das Erste. Das war im Januar 2021.  

Mitte des Jahres wurde damit begonnen, dieses Innovation Lab zu errichten. Das 
heißt: Dazwischen lagen fünf Monate, um sich Gedanken darüber zu machen, was es 
denn wohl tatsächlich kosten würde. Das ist das zweite Argument.  
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Das dritte Argument. Schon Anfang September schienen Mittel frei zu sein, und nicht 
erst zum Ende des Jahres, denn Anfang September wurden die Mittel von 250.000 Euro 
aufgrund eines Telefonanrufs auf 1,75 Millionen Euro angehoben. Selbst wenn man 
von diesen 1,75 Millionen Anfang September ausginge, dann bleibt es für mich eine 
Kostenexplosion, wenn daraus nachher, und zwar wenige Wochen später, 5 Millionen 
Euro entstehen. – Das ist unsere Meinung dazu.  

Herr Mertens, Sie sagten, dass die Versäumnisse der Vergangenheit abgearbeitet 
würden. Ich habe eben schon darauf hingewiesen, dass ich das nicht so sehe. Man 
kann nicht etwas heilen, was in der Planungsphase unterblieben ist. In der Planungs-
phase hätte eine WU durchgeführt werden müssen, die weitaus mehr umfasst als eine 
Kostenaufstellung. Sie hätte zum Beispiel Alternativen aufzeigen müssen und Weite-
res mehr. Dazu verhält sich die Verwaltungsvorschrift zu § 7 LHO sehr dezidiert. Was 
wir jetzt im Rahmen der begleitenden und abschließenden Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung bekommen können, sind reine Kosten, aber zum Beispiel keine Alternativen. 
Das Geld ist ausgegeben. 

Dirk Wedel (FDP): Ich habe auch noch die eine oder andere Frage, nicht zuletzt zu 
dem Zeitdruck, der letztlich als Hauptgrund angegeben wird. Woraus resultierte der 
eigentlich? Weshalb gab es überhaupt diesen Zeitdruck? Wer hat ihn verursacht? 
Oder war es einfach nur Dezemberfieber, weshalb man das Geld irgendwie ausgege-
ben haben musste oder sich verpflichtet haben musste, es bis zum Ende des Jahres 
auszugeben? Das ist die erste Frage. Das geht in Richtung Innenministerium. Wenn 
Sie, Frau Krüger, auch etwas zu dem Zeitdruck sagen können, dürfen Sie das sehr 
gerne tun. 

Die zweite Frage richtet sich ebenfalls an das Innenministerium. Ich habe es gerade 
so verstanden, dass Sie aus dem für das Innovation Lab zuständigen Referat kommen. 
Auf Seite 129 des Jahresberichts des Landesrechnungshofs steht: 

„Diese Erhöhung wurde in einem Telefongespräch zwischen dem mit dem 
Aufbau des Innovation Labs betrauten Projektleiter und dem zuständigen 
Referat des IM zugesagt. Ein Vermerk über das Telefonat konnte […] nicht 
vorgelegt werden.“ 

Vielleicht wissen Sie als Referatsleiter dieses Referats, was Gegenstand dieses Tele-
fonats gewesen ist, und vielleicht könnten Sie uns das hier darlegen. Ich weiß nicht, 
ob Sie selbst telefoniert haben oder irgendein Referatsangehöriger telefoniert hat, aber 
es wäre schon interessant, zu wissen, wie man durch ein Telefonat an 1,5 Millionen 
Euro kommt.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Den Hinweis hätten wir alle gerne. 

(Heiterkeit) 

Dirk Wedel (FDP): Ich habe noch eine Frage an den Landesrechnungshof. Am Ende 
der Sachstandsaktualisierung steht, dass Sie begrüßen,  
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„dass mit der Entwicklung von Kennzahlen zur Erfolgsmessung des Inno-
vation Labs erste Maßnahmen durch das LZPD ergriffen worden sind.“ 

Mich interessiert, mit was für Kennzahlen der Erfolg eines Innovation Lab gemessen 
werden kann. Vielleicht können Sie dazu noch ein paar Worte sagen. 

MR Günter Mertens (IM): Ich darf noch einmal auf Frau Krüger eingehen. Sie hat eben 
die Mängel der Vergangenheit angesprochen. Ja, ich kann die Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung, die am Anfang erforderlich gewesen wäre, jetzt natürlich nicht mehr nachho-
len. Das ist völlig klar; da sind wir uns einig. Mit „aus der Prüfung gelernt“ meinte ich, 
dass sie künftig so gemacht werden, wie sie vorgegeben sind. 

Zu dem Zeitdruck. Ich hatte eben beschrieben, dass wir ursprünglich die Absicht hat-
ten, das Innovation Lab sukzessive aufzubauen. Im September – das meinte ich mit 
„Jahresende“; für den Haushälter oder für diejenigen, die Geld ausgeben, ist Septem-
ber schon ein ganzes Stück weit Jahresende – hat sich dann die historische Chance 
ergeben, zulasten von Haushaltsmitteln des laufenden Jahres noch ein ganzes Stück 
des Innovation Lab realisieren zu können. Daraus ist der Zeitdruck – in Anführungs-
strichen – bzw. der Wunsch entstanden im Sinne von: Wir haben jetzt die historische 
Chance, und dann machen wir das auch. – Das wurde auch dadurch gestützt, dass 
dann auch eine Liegenschaft gefunden war. – So viel zum Zeitdruck.  

Ich selbst habe das Telefonat nicht geführt, sondern der Kollege Schubert, der neben 
mir sitzt. Er kann dazu vielleicht ein paar Ausführungen zu machen.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wir hätten gerne die Telefonnummer. 

(Heiterkeit) 

RD Denis Schubert (IM): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Ich bin Referent im Referat 402 und habe damals das Innovation 
Lab begleitet. 

Zu dem Telefonat. Herr Mertens hat gerade schon ausgeführt, dass diese 250.000 Euro 
keine Schätzung waren, wie viel das Innovation Lab insgesamt kosten soll. Stattdessen 
war dafür ein aufsteigender Ansatz vorgesehen, um das Innovation Lab über einen 
Zeitraum von mehreren Jahren aufzubauen. Es gab schon vorher, auch im Jahr davor, 
erste Schätzungen dazu – das geschah im Rahmen des Aufbaus der Digitalstrategie –, 
die bereits gezeigt haben, dass sich der Aufbau eines Innovation Lab im niedrigen Mil-
lionenbereich abspielen wird. Dazu muss man sagen, dass die Schätzungen, die da-
mals vorgelegt wurden, über 1,75 Millionen Euro lagen, über die in diesem Telefonat 
gesprochen wird.  

Im Zuge der dann erfolgenden einmaligen Gelegenheit, die Herr Mertens gerade 
schon angesprochen hatte, wurde dann … Wenn wir wissen, dass bis zum Ende des 
Jahres noch Mittel verausgabt werden müssen, dann muss eine gewisse Liquidität 
hergestellt werden. Das heißt: Es handelte sich dabei nicht um eine Zuweisung im 
Sinne von: „Jetzt machen wir mehr Innovation Lab; macht damit, was ihr wollt“, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 39 - APr 18/1178 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 17.03.2026 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) ha 
 
 
sondern es wurde lediglich auf Basis der gleichzeitig erfolgten Planung und der gleich-
zeitig erfolgten Kostenschätzung zum Innovation Lab, die der damalige Projektleiter 
aufgestellt hatte, eine Mittelverschiebung vorgenommen, um erst einmal Liquidität her-
zustellen. Diese liegt deutlich unter dem, was auch damals schon in der Erarbeitung 
war und dann entsprechend zwei Wochen später durch das LZPD vorgelegt wurde. 
Das sind diese 1,75 Millionen Euro. Das heißt: Das war in diesem Fall keine fachliche 
Zuweisung, sondern eine Verschiebung, um eine Liquidität herzustellen, damit über-
haupt Einkaufswaren eingestellt, Planungskosten gemacht werden können usw. – Das 
zu der Frage zu dem Telefonat  

Zu den Kennzahlen. Das LZPD hat mit der begleitenden Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung, die es gerade durchführt, Kennzahlen aufgegeben. Ich kann ein, zwei davon als 
Beispiele nennen; es sind sehr viele.  

Das Innovation Lab etabliert ein Technologieradar. Dort werde verschiedene Fachthe-
men verfolgt, und es wird geguckt, wie viele Themen sich das Innovation Lab angese-
hen hat, wie viele Marktschauen, Marktbeobachtungen es gegeben hat. Als Kennzahl 
fungiert zum Beispiel die Anzahl der Fälle, die man mit so einem Technologiescouting 
gemacht hat. 

Im Bereich „Prototyping“ wird gefragt, wie hoch die Anzahl der Prototypen ist, für die 
gerade Technologiereife erreicht wurde. Das ist eine weitere Sache.  

Unter anderem geht es auch um Veranstaltungen vor Ort. Das geht ein bisschen in 
Richtung der Frage, die gerade aufgekommen ist: Wie viele Veranstaltungen wurden 
dort durchgeführt? Wie viel Netzwerkarbeit wurde dort gemacht?  

Ein wichtiger Teil ist auch die Frage, wie viele Drittmittel erschlossen wurden. Ein gro-
ßer Teil des Innovation Lab ist es, Drittmittel beispielsweise aus dem Bund oder von 
der EU einzuwerben, was auch schon in großem Maße gemacht wurde. 

Das sind ein paar Beispiele für Kennzahlen, die ich herausgegriffen habe. Wenn Sie 
eine vollständige Liste haben möchten, müssten wir das nachliefern.  

LMR’in Doris Krüger (LRH): Ich fasse Ihre Ausführungen auch eingedenk der Rede 
von Herrn Mertens trotzdem so auf, dass Sie durchaus der Meinung sind, dass es 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und zwischenzeitlich auch Bedarfsfeststellungen 
hätte geben müssen, bevor man von 250.000 Euro auf knapp 5 Millionen Euro kommt. 

Noch eine Bemerkung zu dem Erlass. Wenn Sie schon wissen, dass diese 250.000 Euro 
niemals ausreichen werden, um so ein Innovation Lab aus dem Boden zu stampfen, 
dann muss man sich natürlich fragen, was so eine Information in so einem Erlass am 
Ende wert ist, und zwar nur ganz wenige Monate später; dazwischen lagen keine zwei 
Jahre oder so. 

Ich möchte das gar nicht weiter bewerten, weil ich der Überzeugung bin, dass wir uns 
einig sind, dass es einer anderen Basisinformation bedurft hätte, um diese Schritte von 
1,75 Millionen auf 3,6 Millionen, auf 3,9 Millionen, auf 4,28 Millionen Euro zu gehen.  
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Frank Börner (SPD): Wir haben gerade über dieses Telefonat gesprochen. Dazu gibt 
es offensichtlich keinen oder keinen ausreichenden Vermerk. Wer hat dieses Telefonat 
wie geführt? Wer trägt dafür am Ende die Verantwortung? 

Wir hatten auch kurz darüber gesprochen, dass kurzfristig aus einem anderen Projekt 
Mittel dazugepackt wurden, und zwar in etwa 8 Millionen Euro. Wer hat das angewie-
sen? Wer trägt dafür die Verantwortung?  

Die nächste Frage richtet sich an den Landesrechnungshof. Gerade wurde ausgeführt, 
dass das Ministerium Schlüsse daraus gezogen habe. Sind Sie der Auffassung, dass 
es für dieses Projekt und für die Zukunft die richtigen Schlüsse daraus gezogen hat?  

MR Günter Mertens (IM): Wie muss man sich den Prozess vorstellen? Wir sind irgend-
wann im Ministerium, aber auch beim LZPD zu der Einschätzung gelangt: Wir versu-
chen, dass in diesem Jahr zu stemmen. – Ich drücke es vorsichtig aus.  

Die Telefonate, an denen teilweise auch ich teilgenommen habe, haben sich so abge-
spielt, dass das LZPD den Planungsstand vorgestellt und gesagt hat: Wir könnten die-
ses und jenes machen. Das kostet ungefähr so und so viel. – Das ist keine Beschaf-
fung wie im Fall von Möbeln oder PCs, sondern das ist an sich als innovatives Projekt 
angelegt gewesen. Wir haben natürlich jeweils in den Besprechungen, die wir gemacht 
haben – es geht um Telefonate und Videokonferenzen –, immer eine grobe Planung 
des LZPD vorgestellt bekommen, ohne auf die einzelnen Beschaffungen einzugehen, 
auf deren Grundlage wir dann die Haushaltsmittelzuweisung oder die Verschiebung 
von Haushaltsmitteln vorgenommen haben.  

RD Denis Schubert (IM): Dazu noch eine Ergänzung, damit das noch einmal klar her-
ausgestellt wird: Es war nie geplant, für 250.000 Euro ein gesamtes Innovation Lab auf-
bauen zu können, sondern es war über mehrere Jahre angelegt. Das war der Haupt-
punkt.  

Am Ende des Jahres hat man sich dann dazu entschieden, das schneller machen zu 
wollen. Dann ist für dieses Jahr natürlich ein höherer Ansatz notwendig, wenn es ei-
gentlich für mehrere Jahre geplant war. Wenn wegen der einmaligen Gelegenheit ver-
sucht wird, das in einem Jahr oder in wenigen Monaten zu tun, dann sind die Kosten 
höher, als wenn davon ausgegangen wird, das über mehrere Jahre hinweg zu tun. In 
diesem Kontext sind dementsprechend auch diese Kostensteigerungen zu sehen.  

Wir haben dazu auch gesagt, dass eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für die einzel-
nen Sachen an dieser Stelle nicht vorgelegen hat. Das hat auch der Landesrechnungs-
hof gesagt. Es ist aber wichtig, zu verstehen, dass diese 250.000 Euro niemals dazu 
gedacht waren, davon das vollständige Innovation Lab aufzubauen.  

LMR’in Doris Krüger (LRH): Zu der Frage der Hoffnung. Ich weiß es nicht; ich hoffe 
sehr, dass die nächsten im Raum stehenden finanzwirksamen Maßnahmen einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung unterzogen wurden.  
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In diesem Zusammenhang erinnere ich an den Wortlaut von § 7: Es geht um „ange-
messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“. Das heißt: Kleine Maßnahmen erfor-
dern kleine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, während bei großen Maßnahmen ein 
bisschen mehr getan und mehr als eine Alternative aufgezeigt werden muss. Es geht 
nicht darum, die Beteiligten zu überfordern, sondern darum, eine Rechtfertigung für 
die Ausgaben von Steuergeldern zu bieten.  

Simon Rock (GRÜNE): Ich habe es so verstanden, dass die 250.000 Euro quasi als 
erste Jahrestranche eingeplant waren und dass das nicht die Gesamtkosten sind. Das 
ist insoweit ein Stück weit verständlich, gleichzeitig aber auch mit dem Hinweis auf die 
fehlende Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu erklären, die eigentlich – das haben Sie 
auch eingeräumt – ganz am Anfang hätte stattfinden können, wodurch ein Gesamt-
ausgabenbudget bzw. Gesamtausgabenbedarf erarbeitet worden wäre. Das hätte 
dann dazu geführt, zu sagen: Das Ganze kostet ungefähr 5 Millionen Euro, und wir 
rechnen jetzt mit der ersten Jahrestranche in Höhe von 250.000 Euro. – Dann hätte 
sich das besser erklärt. 

Es ist jetzt eingeräumt worden und auch allen klar, dass ein Projekt wie das Innovation 
Lab nicht geplant werden kann im Sinne von: Wir haben jetzt die erste Jahrestranche 
in Höhe von 250.000 Euro und gucken dann mal in den nächsten Jahren, wie viel das 
kostet. – So erklärt sich aus meiner Sicht – Sie können gerne darauf antworten, ob ich 
das richtig verstanden habe – ein bisschen die Unstimmigkeit bzw. dieses Hin und Her 
zwischen den Fragen „Warum hat keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung stattgefun-
den?“ und „Warum wurde der Bedarf von ursprünglich 250.000 Euro im Endergebnis 
auf über 5 Millionen Euro erhöht?“.  

MR Günter Mertens (IM): Ich kann bestätigen, dass das eine richtige Darstellung ist.  

Frank Börner (SPD): Wie muss ich mir das vorstellen? Da ist also eine Gruppe von 
Menschen, die etwas plant, und die bekommt 250.000 Euro Budget, dann schellt ir-
gendein Telefon, und es wird auf 1,75 Millionen Euro erhöht, aber niemand ist auf der 
anderen Seite? Das waren gerade meine Fragen: Wer hat das angeordnet? Wer trägt 
dafür die Verantwortung?  

Dann brauchen man noch mehr Geld: „Dann holen wir Geld aus einem anderen For-
schungsprojekt“. Ist das in diesem Kreis, der dieses Projekt plant, entschieden worden, 
oder darf das in diesem Kreis entscheiden werden? Ist ein Minister oder wer auch 
immer letztlich verantwortlich dafür, zu sagen: „Okay, macht das ruhig“?  

Mir will nicht in den Kopf, wie das in der Praxis aussieht. Deshalb habe ich vorhin 
meine Fragen gestellt, die ich gerne wiederhole. Wer hat die Verantwortung für diese 
Erhöhung, wenn ursprünglich 250.000 Euro budgetiert waren? Wer hat letztlich die 
Entscheidung getroffen? Wer verantwortet das? Das ist, denke ich, relativ spannend. 
Ich kann es mir nicht vorstellen. Oder war es tatsächlich nur in Ihrem Kreis, also im 
Kreis derer, die für das Projekt verantwortlich waren?  
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MR Günter Mertens (IM): Ich hatte eben schon einmal versucht, zu beschreiben, dass 
wir irgendwann zu der Erkenntnis gelangt sind, dass es im laufenden Jahr möglich ist, 
einen riesigen Schritt des Aufbaus des Innovation Lab vorzunehmen. Den Auftrag ha-
ben wir natürlich im Haus abgestimmt und gesagt: Wir machen das Innovation Lab 
schon in diesem Jahr.  

Daraufhin hat es mit den Verantwortlichen des LZPD, die dann auch noch einmal 
wechselten, regelmäßige Abstimmungen gegeben. Es wurde gesagt: Wir bauen das 
jetzt sukzessive auf. – Dann haben wir nach und nach festgestellt, was die Dinge kos-
ten, was so eine Wand kostet, was dies und das kostet. Das ist jeweils vom LZPD in 
einer groben Kostenschätzung – das LZPD hatte auch den Auftrag des Innenministe-
riums, das zu tun – dargestellt worden – keine WiBe, sondern eine Kostenschätzung. 
Auf dieser Basis haben wir vom Innenministerium dann gesagt: Das ist ein angemes-
sener Betrag, um das Innovation Lab bis zum Jahresende fertigzustellen.  

Frank Börner (SPD): „Wir“ bedeutet also in diesem Fall: Der Auftrag oder die Geneh-
migung kam aus dem Ministerium, und dann bleibt nebulös, wer aus dem Ministerium 
die Entscheidung zu verantworten hat.  

Dirk Wedel (FDP): Sie haben eine Nachfrage provoziert. Sie sagten: Wir haben das 
im Haus abgestimmt. – Wer ist der Ranghöchste gewesen, der das gebilligt hat? Das 
ist die erste Frage.  

Die nächste Frage resultiert noch aus den Ausführungen zuvor. Sie hatten gerade dar-
gestellt, dass von Anfang klar gewesen sei, dass man einen höheren Betrag als 
1,75 Millionen Euro brauchen würde. Von welchem Betrag ist man denn am Anfang 
des Projekts ausgegangen, wie viel das tatsächlich oder Pi mal Daumen kosten 
würde? Gab es in irgendeiner Weise eine Ermittlung der Kosten, oder hat man einfach 
gesagt: „Wir fangen mit 250.000 Euro an und gucken, wie weit wir in den nächsten 
Jahren kommen“?  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Mertens, Funktionen reichen aus. Namen brau-
chen wir nicht.  

MR Günter Mertens (IM): Wir hatten bei der groben Schätzung durchaus einen Betrag 
von ungefähr 4 Millionen Euro zugrunde gelegt.  

Wir haben uns bei manchen Ausbaustufen – so nenne ich es einmal – natürlich bis zur 
Abteilungsleitung hin rückversichert. Das ist aber ein übliches Verfahren und keine 
Besonderheit beim Innovation Lab. Wenn zum Beispiel in der Bewirtschaftungspla-
nung Dinge zugunsten anderer Dinge nicht gemacht werden, die vorher vorgesehen 
waren, dann stimmt man das erst einmal mit der Abteilungsleitung und gegebenenfalls 
auch mit den Fachgruppen innerhalb der Abteilung, die betroffen sind, ab. So ist der 
Weg.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 43 - APr 18/1178 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 17.03.2026 
34. Sitzung (öffentlicher Teil) ha 
 
 
Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Das war die erste Beratung. Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor.  

Ich gebe den Hinweis, dass wir planen, die abschließende Beratung und Beschluss-
fassung auf der Grundlage eines Beschlussvorschlags, der uns bitte bis zum 30. April 
eingereicht wird, am 5. Mai durchzuführen.  
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13 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 24: Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirtschaftlich-
keit! (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP sowie Schreiben an den Vorsitzenden siehe Anlagen 8 und 9) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

Berichte  
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/176 
Vertrauliche Vorlage 18/183  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Sie erinnern sich an den Beginn unserer Sitzung: 
Ich darf Sie darauf hinweisen, dass wir zur Beschlussfassung der fünf Einzelabstim-
mungen gleich die Nichtöffentlichkeit herstellen müssen. Ich habe dem Wortbeitrag 
von Herrn Rock zu Anfang der Sitzung aber entnommen, dass es relativ zügig gehen 
könnte, bis wir die Öffentlichkeit wiederherstellen können.  

(Simon Rock [GRÜNE]: Ich bin da ganz zuversichtlich!) 

– Ich bin auch sehr zuversichtlich.  

Wir stellen jetzt die Nichtöffentlichkeit her.  

(Es folgt ein nichtöffentlicher Sitzungsteil von 15:26 Uhr bis 15:31 Uhr; 
siehe nöAPr 18/124.) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wir haben die Öffentlichkeit wiederhergestellt. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass ich nach der letzten Ausschusssitzung ver-
einbarungsgemäß die Staatskanzlei um Stellungnahme gebeten habe. Das Schreiben 
der Staatskanzlei hat mich erst letzte Woche Freitag und Sie erst heute erreicht. Wir 
haben es heute direkt versandt und Ihnen auch noch als Tischvorlage vorgelegt, so-
dass Sie das vorliegen haben. Ich bitte, das zu entschuldigen. Ich habe es erst im 
Laufe des Freitags erhalten, und ich gucke nicht minütlich auf meinen E-Mail-Eingang. 
Es ist nur mir und nicht dem Ausschusssekretariat zugegangen.  

Anlässlich unserer abschließenden Beratung weise ich darauf hin, dass Ihnen zu die-
sem Beitrag ein Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP zugegangen ist.  
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Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender! Sehr geehrte Damen und Herren! Gestatten Sie mir eine abschließende Be-
merkung. 

Ich möchte mich ganz herzlich bei Ihnen bedanken. Die Beratungen waren ein biss-
chen zäh. Wir haben mehrere Termine gebraucht, aber ich glaube, dass wir die Sache 
dadurch sehr vorangebracht haben.  

Ich möchte mich auch für das Ergebnis bedanken. Das ist zum einen das Schreiben von 
Herrn Minister Liminski, der im Grunde die vielen Fragen von Ihnen, Herr Wedel, beant-
wortet hat, nämlich dass dieser Kabinettbeschluss vom 5. Dezember 2000 nicht mehr 
gelte – das haben auch wir immer gesagt – und dass es ein neues Verfahren gebe.  

Ich darf mich für das bedanken, was ich jetzt lese, was die drei Fraktionen als Be-
schluss vorgeschlagen haben. Es ist mit Sicherheit der richtige Weg, zu versuchen, 
eine Vereinheitlichung herzustellen, was die Wirtschaftlichkeitsüberlegungen bei Im-
mobilien angeht. – Herzlichen Dank dafür.  

Dirk Wedel (FDP): Lieber Herr Zelljahn, Sie haben provoziert, dass ich mich zu Wort 
melden muss. 

(Heiterkeit von Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn) 

Ich lese das Schreiben des Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten, Inter-
nationales sowie Medien vom 13. März 2026 (siehe Anlage 9) ein bisschen anders. 
Wenn man das genau vom Wortlaut her betrachtet, steht dort einfach nur, dass der 
streitgegenständliche Punkt der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung durch Kabinettbe-
schlüsse überholt worden sei. Das heißt: Grundsätzlich gilt der Kabinettbeschluss aus 
dem Jahr 2000 noch und vielleicht nur in diesem einen Punkt nicht – lex posterior usw. 
Das sagt noch relativ wenig aus; das sage ich ganz offen.  

Ich möchte für die FDP-Fraktion festhalten, dass wir es natürlich unterstützen, dass 
das demnächst auf einer möglichst einheitlichen Basis stattfindet. Das sagt aber noch 
nicht, was genau die Basis ist. Ich halte für die FDP-Fraktion auch weiterhin daran fest, 
dass die Basis ein echter Wettbewerb sein muss, und der Wettbewerb muss durch die 
Regelungen, die man jetzt in Aussicht stellt, auch tatsächlich hergestellt werden.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Bevor ich zur Abstimmung komme, gestatte ich mir 
noch einen Hinweis zu dem Schreiben des Chefs der Staatskanzlei. Er schreibt auch: „Der-
zeit laufen Abstimmungen mit dem Ziel, ein gemeinsames Vorgehen zu entwickeln, […].“ 
Das ist erst einmal nur eine Willensbekundung. Wenn ich Fraktion wäre, was ich hier 
nicht bin, würde ich an der geeigneten Stelle nachhaken. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD bei Enthaltung der SPD-Fraktion zu. 
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14 Verschiedenes  

hier: Zur Ausschussreise nach Wien und Graz vom 13. bis zum 16. April 2026 

Die Abgeordneten erhielten das Programm sowie endgültige Hinweise zu der Aus-
schussreise rechtzeitig, teilt Vorsitzender Rainer Schmeltzer mit.  

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

9 Anlagen 
21.04.2026/21.04.2026 



CDU-Landtagsfraktion       16.03.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 25 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Verbesserung der Energieeffizienz in 
Bestandgebäuden – sind die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die 
Klimaziele? 
 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Köln und Arnsberg eine 

Prüfung zur Umsetzung des Ziels einer klimaneutralen Landesverwaltung 

bis 2030 durchgeführt hat. Dabei standen die Bestandsgebäude im 

Verwaltungsvermögen des Landes im Mittelpunkt der Prüfung. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die 

Erhöhung der Mietbudgets der Ressorts, soweit sie zur Steigerung der 

Klimaschutzinvestitionen erfolgt ist, nicht auf einer ausreichenden 

Datengrundlage basierte. 

Der Ausschuss stellt des Weiteren fest, dass eine objektscharfe 

Bestandsaufnahme der Verbrauchsdaten und damit des CO2-Ausstoßes 

einzelner Gebäude nicht in allen Fällen vorliegt. Zudem kann die geplante 

Kompensation von Treibhausgasemissionen durch CO2-Zertifikate mit 

finanziellen Risiken verbunden sein. 

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Bau- und 

Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen (BLB) beabsichtigt, die 

objektscharfe Erfassung bis Ende 2026 abzuschließen. 

Der Ausschuss geht davon aus, dass bei der geplanten Kompensation 

von Treibhausgasemissionen durch CO2-Zertifikate hohe Qualitäts- und 

Kontrollstandards beachtet werden. Zugleich erscheint es sinnvoll, dass 

die tatsächliche Reduzierung von CO2-Emissionen weiterhin Vorrang vor 

dem Erwerb von Zertifikaten hat.  

Landtag Nordrhein-Westfalen
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GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 26 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Köln das modulare Bauen 

beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen (BLB) geprüft 

hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass bei 

der Umsetzung des modularen Bauens noch Verbesserungspotenzial 

bestand. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass der BLB die 

Empfehlungen des LRH aufgegriffen hat, seine Aktivitäten im Bereich der 

Modulbauweise verstärken will und dazu ein Konzept zur Anwendung der 

Modulbauweise im Landesbau erstellt. Vor diesem Hintergrund wird eine 

verstärkte Umsetzung von Baumaßnahmen in Modulbauweise in Aussicht 

genommen. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 21 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen 
Personennahverkehr: Endstation Ausgabenreste 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Förderung von Investitionen im besonderen Landesinteresse nach §13 

Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in  

Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass beim 

Abfluss der finanziellen Mittel teilweise noch Verbesserungspotenzial 

besteht. 

Der Ausschuss nimmt des Weiteren zur Kenntnis, dass 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Wissensmanagement 

verbesserungswürdig waren. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Verkehr (MUNV) eine Priorisierung von Fördervorhaben eingeleitet 

sowie weitere Anregungen des LRH aufgegriffen und entsprechende 

Maßnahmen veranlasst hat. 

Der Ausschuss stellt fest, dass die Bildung von Ausgabenresten für nicht 

genutzte Ausgabeermächtigungen nach §19 Landeshaushaltsordnung 

Nordrhein-Westfalen (LHO) bei Investitionen rechtlich zulässig ist.  Der 

maßvolle Einsatz dieses Instruments kann insbesondere bei 

umfangreichen und mehrjährigen Investitionsvorhaben sinnvoll sein, 

solange dies keine Einschränkung der Haushaltsklarheit und -wahrheit zur 

Folge hat. Zudem stellt es eine Alternative zur Bildung von 

Selbstbewirtschaftungsmitteln dar. 

 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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CDU-Landtagsfraktion       12.03.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion  
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 22 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Fuhrparkmanagement des Landesbetriebes 
Straßenbau Nordrhein-Westfalen – Planung, Steuerung und 
Überwachung des Fahrzeug- und Großgeräteeinsatzes muss 
verbessert werden 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Münster das 

Fuhrparkmanagement des Landesbetrieb Straßenbau  

Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 

einzelne Straßenmeistereien nicht über Jahresplanungen verfügten. 

Der Ausschuss nimmt des Weiteren zur Kenntnis, dass 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei Neuanschaffungen nicht in allen 

Fällen durchgeführt wurden. Zudem wurden Daten zur 

Fahrzeugauslastung sowie weitere relevante Informationen nicht 

durchgehend erfasst. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass Straßen.NRW 

Maßnahmen zur Verbesserung der festgestellten Probleme angekündigt 

hat. Er begrüßt in diesem Zusammenhang die Digitalisierung des 

Betriebsdienstes und regt an, künftig Jahresplanungen vorzunehmen und 

die Zielerreichung zu evaluieren. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 50 -
 

APr 18/1178
 Anlage 4 



CDU-Landtagsfraktion       12.03.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 29 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Besteuerung von Corona-Hilfen nicht 
sichergestellt 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Besteuerung von Corona-Hilfen geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die 

Übermittlung steuerlich relevanter Daten zu bewilligten und ausgezahlten 

Corona-Hilfen innerhalb der Landesverwaltung bislang nur unvollständig 

erfolgt ist. Aufgrund dessen konnte eine ordnungsgemäße Besteuerung 

gewährter Corona-Hilfen nicht in ausreichendem Maße sichergestellt 

werden. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der 

Finanzen (FM) intensiv an einer technischen Lösung zur vollständigen 

Übermittlung der Daten arbeitet. 
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CDU-Landtagsfraktion       12.03.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 30 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Hohe Fehlerquote bei Beiträgen zu 
Versorgungswerken – selbst bei Steuerprofis 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt für Steuern (RPASt) die 

Gewährung des Sonderausgabenabzugs bei Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern in Bezug auf Beiträge zu Versorgungswerken geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 

aufgrund der Konzeption des Einkommensteuervordrucks sowie der noch 

nicht vollständig umgesetzten steuerlichen Digitalisierung von 

Bescheinigungen über geleistete Vorsorgeaufwendungen fehlerhafte 

Eintragungen entstehen. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der 

Finanzen (FM) sich für eine Anpassung des Einkommensteuervordruckes 

eingesetzt hat. Zugleich weist der Ausschuss darauf hin, dass eine vom 

LRH angeregte Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 

zusätzlichem Arbeitsaufwand verbunden sein und sich gegebenenfalls 

zulasten anderer Aufgaben auswirken kann. Zudem regt der Ausschuss 

an zu prüfen, ob mit Hilfe des Risikomanagementsystems die Fehlerquote 

gesenkt werden kann. 

Der Ausschuss geht davon aus, dass die bis 2028 vollständig digitalisierte 

Übermittlung von Bescheinigungen über geleistete 

Vorsorgeaufwendungen zu einer deutlichen Reduzierung der Fehlerquote 

beitragen kann. 
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CDU-Landtagsfraktion       12.03.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion  
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 31 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle erfüllt seine Mitteilungspflichten gegenüber 
Finanzbehörden nicht 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Gewährung von Steuerermäßigungen nach § 35c 

Einkommensteuergesetz (EStG) geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass das 

Bundesamt für Wirtschafft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) seiner 

Mitteilungspflicht gegenüber den Finanzbehörden bislang nicht 

nachgekommen ist. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der 

Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen (FM NRW) das 

Bundesministerium der Finanzen (BMF) und das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) auf die Mitteilungspflichten 

hingewiesen und damit auf eine Lösung der Problematik hingewirkt hat. 

Der Ausschuss stellt fest, dass die nunmehr für die Bewilligung der 

Förderung zu energetischen Maßnahmen zuständige Kreditanstalt für 

Wiederaufbau (KfW) die Steuernummern der Fördernehmenden abfragt. 

Dies deutet darauf hin, dass ein automatisierter Informationsaustausch mit 

der Finanzverwaltung vorbereitet wird. 
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CDU-Landtagsfraktion       16.03.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion  
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 17.03.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 24 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten 
keine Wirtschaftlichkeit! 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Köln und Arnsberg die 

Unterbringungsentscheidungen der Ressorts auf Grundlage von 

Variantenvergleichen geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt die Feststellungen des LRH zur Kenntnis. Er nimmt 

ferner zur Kenntnis, dass das Ministerium der Finanzen (FM) und das 

Ministerium des Innern (IM) unterschiedliche Maßstäbe bei der 

Anwendung des Wirtschaftlichkeitsgebots verfolgen. 

Der Ausschuss würde es begrüßen, wenn innerhalb der Landesregierung 

eine möglichst einheitliche Handhabung der 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bei Unterbringungsentscheidungen 

sichergestellt wird. Dabei sollten allerdings die spezifischen 

Anforderungen einzelner Ressorts, welche Spezialliegenschaften, also 

andere als klassische Büroimmobilien, in ihrem Zuständigkeitsbereich 

haben, angemessen berücksichtigt werden. 

Der Ausschuss bittet die Landesregierung, dies im Rahmen der 

Weiterentwicklung der Regelungen zur Anwendung des  

§ 7 Landeshaushaltsordnung Nordrhein-Westfalen (LHO) angemessen zu 

berücksichtigen. 
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Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien des Landes Nordrhein-Westfalen 
und Chef der Staatskanzlei 

An den 
1. Vizepräsidenten des Landtags und 
Vorsitzenden des Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
Herrn Rainer Schmeltzer MdL 
im Landtag Nordrhein-Westfalen 
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 

Sehr geehrter Herr Vizepräsident, 

haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben vom 30. Januar 2026, in 
dem Sie Bezug auf den Beitrag 24 „Mietzahlungen der Ressorts: 
Ohne Varianten keine Wirtschaftlichkeit!" aus dem Jahresbericht 
2025 des Landesrechnungshofs und die entsprechenden 
Beratungen in den Sitzungen des Ausschusses für 
Haushaltskontrolle nehmen. 

Die aufgeworfenen Fragen beantworte ich gerne wie folgt: 

Der Kabinettbeschluss vom 5. Dezember 2000 zur Neuorganisation 
der Bau- und Liegenschaftsverwaltung und Errichtung des 
Sondervermögens „Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW" ist im 
streitgegenständlichen Punkt der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
durch die Kabinettbeschlüsse vom 11. September 2018 überholt. 

Mit diesen wurde unter anderem ein „Maßnahmenpaket für ein 
leistungsstarkes Liegenschaftsmanagement", die Beendigung der 
Erprobung des Flächenbereitstellungsprozesses (FBP) und der 
Übergang zur Mietausgabenbudgetierung beschlossen. Teil des 
Beschlusses war, dass das Finanzministerium das Verfahren für die 
Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen regeln 
sollte. 

13. März 2026 
Seite 1 von 2 

Horionplatz 1 
40213 Düsseldorf
Postanschrift: 
40190 Düsseldorf 
Telefon 0211 837-01 

I poststelle@stk.nrw.de 
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Das Ministerium des Innern stützt seinen Sonderweg nach 
hiesigem Verständnis in erster Linie auf einen Sideletter vom 
26. September 2018, in dem der damalige Finanzminister dem 
Minister des Innern unter Bezugnahme auf die Kabinettbeschlüsse 
vom 11. September 2018 zugestanden hat, den für den 
Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern bestehenden Erlass 
zukünftig unverändert beizubehalten und gleichzeitig die Vorgaben 
der Landeshaushaltsordnung einzuhalten. 

Die Landesregierung misst der Ausrichtung immobilien-
wirtschaftlicher Maßnahmen an den Grundsätzen von 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit eine hohe Bedeutung bei. 
Derzeit laufen Abstimmungen mit dem Ziel, ein gemeinsames 
Vorgehen zu entwickeln, mit dem eine landeseinheitliche Methodik 
unter Berücksichtigung der besonderen Anforderungen aller 
Geschäftsbereiche zur Anwendung gelangen kann. 

Mit freundlichen Grüßen 

Nathanael Liminski MdL 
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